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Info'!'mationen konnte nicht in der ~eg:,~lä'l'ausgabe v.;!z;e'!'­
geb'!'acht ~e'l'den . 

:·li'l' haben in diesem Heft den Be'l'icht des wissen­
schaftlichen leite'!'s~ Dr. Hel~ut Kury und der' P'l'o­
tokollfüh'l'e'l'in F'l'au Brauns -Hermann in voller' Länge ab-
gedruckt~ weil ge11ade diese'!' Be'l'icht alle -:'hemen 
st'l'eift . ..lv.sfü;z'l'Zicher U!Je'!' die Tagun.g zu be'l'ichr;er; 
ist v.ns einfach nia;zt "'1~f:,ich. . 

Jie wissenschaft:ic;~en _=?efeY'a-ce~ du'l'chueg von ~;o'.-zem 
(!err;~ ZJe'l'den in einem 3ucrz~ dessey; HeY'a.usgebe'l' deY' Ta­
gungsZeir;e'!' selbst ist~ zu'!' clahY'eswende im ~ombacrz­
Ve'l'Zag in F'l'eibu'!'g e'!'scheinen (siehe auch Umschlagse~ 
teJ . 

Zu'!' Tagung selbst muß gesagt we'l'den: Die Vielzahl 
der' aufgezeigten P'l'obleme und Tagungspunkte zeigte~ 
da:3 dieses _'4amnutp1'og1'amm nicht inne'l'haZb eineY' ':loche 
abgehandelt we'l'den kann. 

In dieser' ;·loche Wal' es ganz veY'ständZicrz~ da_fJ Rechts­
wissenschaftler' und 3etY'offene~_4nstaZtsleite1' und In­
haftie'l'te an einem Tisch sa/.3en und diskutie'l'ten . Die 
Atmosphäre war' he'l'VO'l'agend~ nicht zuletzt du'!'ch die 
he'l'VOY''l'agende 01'ganisation und Tagungsleitung von He 1 -
mut \•lagner_, der' als Refe'l'ent des Inte'l'nationaZen A'l'­
beitskreises Sonnenbe'!'g den o'l'ganisato'l'ischen Teil 
übe1'nahm.Ve1'pflegung und Unte'l'kunft wa'l'en als ausge ­
zeichnet zu bet'!'achten. 

Yir werden Sie_, liebe LeseY'~weite'l'hin übel' die Se­
minare und Tagungen~ die in Bezug zwn Tizema St'!'afvoll­
zug stehen~ fo'l'tla~fend rechtzeitig informieY'en. FV~ 
eine Anmeldung ist vor' allem 2iLe wichtig- die 7agun -
gen sind stets sehr' sciznell ausgebucht. Der' vom Teil­
nehmer' aufzub'l'ingende 3et1'ag stellt nur' einen Bruchteil 
der' wirklichen Kosten da'!'_, der' Hauptanteil wi'l'd du'l'ch 
Subventionen get'l'agen . An diesen Tagungen kann g'l'und­
sätzlich jeder' teilnehmen, der' Inte'l'esse an den gestell­
ten Themen hat . Das Inte'!'nationale Haus Sonnenhe'l'g ist 
ein reines Tagungszentrv~ un~ dementsp'l'echend gut 01'­
ganisise'l't. 

Unser' besonde'l'e'l' :Jani< gilt dem Sonnenberg - AY'bei ts­
k'l'eis fU'l' diY' Zu1'VeY'fV~un4stellun4 eines FY'eiplatzes 
für den LichtbZick-.?edakteuer~ der nur' die PahY'ti-:ostea 
aus Pr>ivatmitteln best'l'eiten mu.'3te . 

Dank auch dem Teilanstaltsleite'l' III_, de'l' die Teil­
nahme ermöglichte . 

Es sei an diese'!' StelZe noch einmal da'!'auf hinge-
wiesen_,daß in diesem Heft alle Themen nur' am Rande ge­
streift we'l'den können~ eine umfassende Jbe'l'sicht kann 
nur' das Buch "St1'afvoUzug un~ Öffentlichkeit" geben_, 
das jedem zu empfehlen ist ~ der' sich - auch r:v.Y' am 
Rande - mir; dem ~~ema St1'afvollzug beschäftigt. 

;-!ir ho.~fen auf 'l'ege _=?esonanz aus unse'l'em Lese'!'la>eis 
gerade zu den in diesem Heft angesp'l'ochenen P~nkten. 
In diesem Sinne ve'l'bleiben wir' 
Ih'l'e 
Redaktionsgemeinschaft 
'der' lichtblick ' 
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Orufuort dos ]3un®sm:in'1'sto1' 
®1' §ust1'z 

Dr. Hans- Jochen Vogel 

Straffi.!J ll t,J~..: i-l~ n scht : n nacll d~r SL-rnfver.-büßunq wi edc:r in 

die GPscllschaft ein2uylj cdc~n ist eine Auf0 abo, die 

kei nes\ve<:Js nur im Jni·ercs ~.c des Straffl:illiycn selbel­

lie(j t, Bondc:r n ~ucJl<.>ich ein bcdc:utender Beitrag dazu, 

das Zus amrnE.:nlc.bon in un.ser e r Gesellschaft sicherer zu 

machen. D.: .3Se ßC!r.·,ühunC_Jen \''C:'rden häufig durch Vorurte ile 

und negat iv e Einstell ungcr: j n der Bevölkerung erschwert. 

Um diese abzubauen , muß der Strafvollzug aus seiner 

Isolierung herau~trete11 und in die Öffentlichkeit hinein­

wirken. 

Dies muß vor al.l cm auch durch eine 1\kti vi.arung der !\e­

völkerung zu tiiliger Ant·r. i 1 n<lhmc an den Aufgaben der 

Straff~lligenhilfe gescheh e n . Anstaltsbc:iräte und frei­

willig.:! llr~lft:!r im Vollzug sJ.nd dab~i wichtige Nittler 

zur Öffentlj chk(':i t. Aber ;, uch Arbe1 t.sämter, Träger der 

Sozialvers_iche1·ung und dc: t' ~ioziallii j f(: soHie Verbänd'-~ 

der fru icn Wohliahrtspflc:un sind unverändert zur Mit-· 

wirkung aufgeruf~e.'l . 

Ihre Ta~ung mi l dem The!ttil ' Straf ·•oll zug und Öffcntlich·­

kejt ' kann ein <:: n wjchUq<n ß t=>ii.:r .:::; q dazu .lri~ten, diE: not ­

Hendi9 G Untei.-~;l:U t:zunq i1~ <1.: 1· Öffc ntlich kc:i l. zu fördern . 

In d ic:s c:m Si nnc \·:li n~ch ..: i r:1 • Jhr er T<:gun0 cd nHn gu t.en \'P.r-

lauf . 
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' ' ~trafboll3ug Christa Bauns-Hermann , 
.. : 
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, fftntlicbkeit 
BERICHT ÜBER EINE TAGUNG DES INTERNATIONALEN ARBEITS­
KREISES SoNNENBERG Vdvl 24.-6, - 29 .6, 1979 BEI Sr. ÄN­
DREASBERG IM HARz 

Frage~, des Strafvo ll­
zugs , vor allem auc~ d~~ 
Wirksamkeit. untersc~ied­

licher Vollzugsmaßnahmen 
hinsichtlich der Resoii~~ 
lis i e ru ng von Rechtsb r e -
chern . werden unter Krimi­
nalegen und Juristen seit 
Jahren he+tig diskutiert . 
Es besteht keineswegs Ei­
nigkeit über die wi r Ksam­
keit von Behandlungspro­
grammen , die innerhalb 
von gesch lossenen Insti tu­
tionen , wie sie Gefängnis­
se darstellen , durchge­
fJhrt werden . Nicht sel ­
ten wi rd die A~sicht ver­
treten .daß man in Unfre i ­
heit nicht. auf einen so­
zialen und gesetzestreuen 
Lebenswandel in Frei heit 
erziehe~ könne . Einig sind 
sich die Fachleute jedoch 
wohl darüber , daß Resozi­
alisierungsbemühungen bei 
Straffäll igen letztlich 
nur dann gelingen können , 
wenn sie von der Bevölke­
rung , die hinsichtlich der 
Wiedereingliederung ent­
lassener Strafgefangener 
eine wesentliche Rolle 
sp~elt , unterstützt wer­
den . 

So tetonte MULLER-DlETZ 
berPi ts vo r nanez.J "0 J a h­
ren ( " Strafvollzug und 
Ge s e 11 s chaft" , Bad Horn­
burg u . a. 1970 , S . 88 f . ) 
daß es wichtig sei , sich 

; I 
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die "Gesellschaft - und 
das sind wir alle , nic~t 

ein imag1narer Fetisch 
oder Adressat aufgestau­
ten Unmuts - mit der Not 
P8? EinZßlnen ident i fi­
ziert , i ndem sie ihr ab­
zuhelfen sucht , und nicht 
von ihr·distanziert, um 
sie dadurch noch zu ver-
größern . Das ist keine· 
wissgnschaftliche Frage, 
sonder n ein handfestes Po­
litikum, · das unser aller 
Verhäl~nis zu den Außen­
seitern und Randgr uppen 
der Gesellschaft angeht .. 
Gradmesser ist unser Ver­
halten , nicht unsere Fä­
higkeit . Probl~me verbal 
zu bewä l tigen . Der Täter 
ist bei seiner Verurtei ­
lung nicht daran gemessen 
worden , was er gesag: , 
sonder n daran , was er ge-

·tan hat . Auch wir werden 
daran gemessen , was wir 
tun - oder unterlassen" . 

Obwohl die Fülle der 
t rimini logische" Literatur 
inzwischen nahezu unüber­
schaubar ist , gibt es bis­
her im deutschsprachigen 
Bereich nur relativ wenig 
Publikationen zur Frage 
der flllitwi r kung der Öffent ­
lichi\ei t an der Gestaltung 
des Strafvollzugs , besol­
ders aber auch bei der Be­
treuung entlassener Straf­
gefangener. Ein Grund 
hierfür dürfte darin be-

11 
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stehen , daß es bisher nur 
wenige Erfahrungen ~ber 

eine Beteiligung de r Öf­
fentlichkeit an resozia­
lisierenden Maßnahmen 
gibt . Jas war mit ein An­
laG zur Konzeption einer 
Tagung zu dem Thema 
"Strafvollzug und Öffent­
lichkeit " des Internatio­
nalen Ar beitskreises Son­
nenberg, in deren Ra hmen 
Wissenschaftler aus ver­
schiedenen europäischen 
Länder n, Praktiker aus 
Strafvollzug und Bewäh­
rungsh i lfe , ehrenamtliche 
Mitarbeiter, aber auch I~ 
sassen von verschiedenen 
Strafanstalten sich zu 
einem Erfahrungs- und Ge­
dankenaustausch für eine 
Woche trafen . 

Ge rade durch die un­
terschiedliche Pr ovenienz 
der Teilnehmer wurde diese 
Tagu'lg zu einem Forum, auf 
welcnem eine oreite FJlle 
Unterschiedlichster Aspek­
te zu dem Thema beleuchtet 
werden konnte . Vor allem 
die Ar beitskreise in An­
schluß an die verschiede­
nen Referate gaben jedem 
Einze :.nen die Möglichkai t, 
seine Gedanken und Vor­
stellungen zur Diskussion 
zu stellen . Einschlägige 
Filme zu modernen Straf­
vollzugsformen sowie der 
Arbeitsweise der Bewäh ­
rungshilfe ergänzten die 
theoretischen Erörterun-
gen . 

Zur Einführung in das 
Tagungsthema hielt Prof. 



Müller-Dietz aus Saarbrük­
k~n ein Grundsatzreferat 
zum Thema 11 Der Rechtsbre­
cher als Verletzer gese l l­
schaftlicher Normen~ Der 
Referent wies zunächst da ­
rauf hin, daß eine Gefahr 
darin gesehen werden müs­
se,daß fast jeder zu wi s­
sen glaube, was Krimina~ 

1 ität ist und wie man ihr 
am besten begegnen könne. 
Die meisten hätten ein 
mehr oder weniger präzi­
ses Bild vom Rechtsbre­
cher vor Augen, das in 
nicht unerheblichem Maße 
von den Massenmedien be­
einflußt wird.Dieses Bild 
vom Rechtsbrecher sei of~ 
malsmehr von Vorurteilen 
geprägt als durch wissen­
sch~tl iche Erkenntnisse 
begründet. ln diesem Zu­
sammenhang sei zu bezwei­
feln, ob die Massenmedien 
ein zuverlässigesBild der 
Kriminalität und des 
Rechtsbrechers vermitteln 
wü rden, im übrigen sei 
frag 1 i c h , i nw i ew e i t k r i m i­
nologische Forschungser­
gebnisse die Kriminalpo­
l i t i k überhaupt bee i nf 1 us­
sen würden und nicht bloß 
im nac~inein zur Legiti -
mation bereits getroffe­
ner politischer Entschei­
dungen herangezogen wür­
den. Charakteristisch für 
die derzeitige öffentl i­
ehe Meinung sei ein Neben­
einander von Resozial isie­
rungs- und Sühnedenken, 
wobei jedoch eine zuneh­
mende Skepsis gegenüber 
Resozial isierungsmaßnah -
men nicht zu übersehen 
sei. Zwar bemühe sich die 
Kriminilogie durch Veröf ­
fentlichung einschlägiger 
Befunde immer wieder,Vor­
urteile und Stereotypen 
entgegenzuwirken , jedoch 
seien Eins te 11 ungsänderun· 
gen,wie die Sozialpsycho­
logie gezeigt hab~, nur 
langfristig zu verwirk] i ­
chen. Es würde ein Teu­
fel~kreis bestehen, indem 

Vorurteile zur Wahrneh ­
mung sverzerrung auf diese 
wiederum zur Aufrechter­
haltung der Vorurteile 
führten. 

Ziel kriminologischer 
Forschung sei es, ein ob­
jektives Bild der Krimi ­
nalität und des Rechts­
brechers zu zeichnen . Uto­
pisch sei die Vorstellung, 
Kriminalität s ei vollkom­
men zu beseitigen.So gäbe 
es keine Gesellschaft, in 
der nicht auch sozial ab­
weichendes bzw. kriminel­
les Verhalten vorkomme. 
Es könne geradezu gesagt 
werden, daß Kriminalität 
ein "normales" Phänomen 
sei. Müller-Dietz wies 
jedoch ausdrücklich da ­
rauf hin, daß das Ausmaß 
krimineller Handlung auch 
eine Folge gesellschaft ­
licher Bedingungen sei. 
So hätten beispielsweise 
zahlreiche Untersuchungen 
die Bedeutung ökologischer 
Faktoren für die Genese 
kriminellen Handel s nach­
gewiesen . Aufgrund von 
Stigmatisierungsprozessen 
durch das Verhalten ge­
sellschaftlicher Instan­
zen, würden kriminelle 
Karrieren oft begünstigt 
oder ga-r verfestigt . Die 
Erkenntnis der Unabwend­
barkeit krimineller Ver ­
haltensweisen in jeder 
Gesellschaft dürften je­
doch nicht dazu führen,in 
den Bemühungen zu. einer 
Humanisierunq in der Be­
handlung kriminell Auf­
fälliger nachzulassen . 

In der sich -::nschlies­
senden Diskussion wurde 
zunächst herausgearbeitet, 
daß das in § 2 Strafvoll ­
zugsgesetz genannte Voll­
zugsziel " künftig in so­
zialer Verantwortung ein 
Leben ohne Straftaten zu 
füh1:en ", nicht oder doch 
nur in unzureichendem Maße 
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Aussagen darüber mache, 
was im einzelnen darunter 
zu verstehen sei. In die­
sem Zusammenhang wurde da­
rauf hingewiesen, daß der 
Begriff Resozialisierung 
impliziere,daß in zurück­
liegender Zeit eine Sozia­
lisierung stattgefunden 
habe, daß aber gerade für 
eine gröBere Anzahl Straf­
gefangener charakteri­
stisch sei,daß ihnen eine 
solche niemals zuteil ge­
worden sei. Unter Sozial~ 
sation wurde in diesem 
Rahmen die Übernahme,d.h. 
die Internalisierung von 
Normen verstanden, die '/Om 
Einzelnen gelernt werden 
müßten.Daran knüpfte sich 
die Frage an,inwieweit im 
SinnederResozialisierung 
ein Nachlernen dieser Nor­
men und Verhaltensweisen 
überhaupt möglich er­
scheine. Prof. Müller­
Dietz vertrat dabei die 
Ansicht, da/3 die Ler>nfä:­
higkeit mit zunehmendem 
A 'lter> gener>e ll n.ach Ueße 
und veY'UJies dabei auf ent­
spr>echende Forschunqser­
gebnisse. Dies schZiel3e 
jedoch ein NachZer>nen im 
Er>Wachsenenalter nicht 
grundsätzZieh aus . dieses 
sei vielmehr in seiner> 
Effizienz abhänqiq von Art 
und Um fanq des Lern- ?And 
BiZdunqsanqebotes, das 
die Gesellschaft dem 
Rechtsbrecher im Rahmen 
der Resozialisier>unaemaß­
nahmen zur Verfügung stel­
Ze. Es wur>de darüber> hin­
aus auf Forschungser>geb­
nisse verwiesen~denen zu­
folge sich die Annahme~ 
Kr>iminaZität sei eine 
Folge mangelnder. Intelli­
genz nicht länger> auf­
r>echt er>haZten lasse . 

Als ein Ergebnis dieser 
Diskussion kam die Forde­
rung angesehen werde~ 

nach der es in einer plu­
ralistischen Gesellschaft 
wie der unsrigen möglich 

I 
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sein sollte, Übergangsan­
gebote zu schaffen, die 
eine Autonomie, w ie sie 
dem voll Integrierten, 
sozr a.l angepaacen :-fi tgl ied 
abverlangt tvürden, nicht 
in vollem Umfang erforde~ 
lieh mache . Institutione~ 
die es vergleichst·Ieise für 
andere Randgruppen ( wLe 
z.B. Drogenabhängige, Al ­
koholiker) bereits gibt, 
hätten nach Ansicht vor 
allem der Praktiker den 
Vorteil, daß dem Gefange­
nen für die erste Zeit 
nach der Haftentlassung 
Hilfe Ln ausreichendem 
Maße zur Verfügung stünde, 
um den Übergang von der 
vollständigen Versorgung 
im Gefängnis in ein Leben 
völliger Selbstständig -
keit zu erleichtern. 

Imvieweit es den Straf­
gefangen gelänge, . von 
derle i Resozialisierungs­
angeboten Gebrauch zu ma­
chen , wäre letztlich ab­
hängig von deren eigener 
Mo tivation . In diesem Zu­
sammenhang wurde die Fra­
ge aufgeworfen, inwieweit 
der bestehende Regelvoll­
zug eine ~1otivierung zur 
Inanspruchnahme neuer Bi 1-
dungschancen überhaupt 
fördern könne. Von einer 
Gruppe der Betroffenen 
wurde hier als Nachteil 
des Vollzugssys tems seine 
"entmotivierende" \.Jirkung 
dargestellt . Durch die to­
tale Versorgung, in der 
dem Gefangenen jegliche 
Eigenständigke it genommen 
würde , ·werde der Entfal­
tung von Eigenaktivitäten 
systematisch entgegenge­
tY"irkt . Es trurde die kri ­
tische Frage gestellt, tY"a­
rum von staatl icher Sei te 
nicht mehr Plätze im of­
fenen Vollzug bereitge­
stellt t-1ürden . Die Inte­
gration in den Regelvoll­
zug bewirke bei den mei­
sten Gefangenen ein sy­
stematische Entsoziali-

I lJt.,"' LICHTBLICK 
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sierung , deren Folgen müh­
sam nac.h Haftentlassung 
durch geeignete ~!aßnahmen 
wieder abgebaut werden 
müßten. In diesem Sinne 
wirke der Strafvollzug 
entsozialisierend und sich 
anschließende ~aBnahmen 
hätten allenfalls kompen­
satorischen \Jert hinsicht­
lich jener Prisonierungs­
effekte. 

A 1 s Fazit der vorausge­
gangenen Diskussion wurde 
an dieser Stelle die Fra­
ge nach Sinn und Ziel des 
Freiheitsentzuges über­
haupt in den Raum ge­
stellt. Ein Rückfall in 
späterer Freiheit sei 
meist eineFolge des Zu -
sammenspiels verschiede­
ner Komponenten, die nur 
mittelbar oder gar nicht 
mit dem Vollzug der Frei­
heitsstrafe zusammenhin­
gen . P r o f e s s o r !'1 ü 1 1 e r -
Dietz wies an dieser Stel­
le auf die zunehmende Be­
tonung generalpräventiver 
Z i e 1 e desbestehenden 
Vollzugsystems hin, die 
sich vor allem auch in i~ 
mer größerer Perfekti oni e­
rung der Sicherheitsanla­
gen und -systeme nieder­
schlüge.Dies sei um so u~ 
verständlicher, als die 
überwiegende Anzahl von 
Evulationsstudien deut­
lich mache, wie wenig das 
herkömmliche Strafvoll­
zujssystem dem Ziel der 
Resozialisierung gerecht 
werden könne. An diesen 
Gedanken knüpften sich 
mehrere Diskussionsbei­
träge über Umsetzungsmög­
lichkeiten wissenschaft­
licher Erkenntnisse in die 
Vollzug spraxis an. Eine 
resozialisierungsfreund ­
liehe Gestaltung des 
Strafvollzugs ist jedoch 
zunächst oft mit einem h~ 
hen Kostenaufwand verbun­
den, den zu zahlen der 
Staat nicht bereit sei. 
Diese Ha1tung der poli-
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tisch Verantwortlichen 
wurde in Frage gestellt, 
zumal die vordergründige 
Einsparung mit längerfri­
stigen Kosten verbunden 
seien, die durch die ho­
hen Rückfallquoten ent­
stünden. Von daher wurde 
die rasche Ei nf";hrung von 
übergreifenden Resoziali­
sierungsmaßnahmen gefor­
dert und auf entsprechen~ 
Erfolge im europäischen 
Ausland verwiesen ( z.B. 
Skandinavien,Niederlande) 

Professor Müller-Dietz 
warnte an dieser Stelle, 
die Erfolge in jenen Län­
dern überzubewerten. Er 
meinte, daß es vielmehr 
berechtigt sei, von einer 
Krise de~Behandlungs -
vollzuges zu sprechen, da 
die Ansätze von Resozial~ 
sierungsbemühungenmittels 
psychotherapeutischer An­
gebote allgemein einen ge­
neralis i erenden Erfolg 
vermissen ließe, d.h. daß 
die Rückf3.llquote nicht in 
dem erhofften Maße zurück­
gegangen seien. Dennoch 
scheine es ihm gerechtfer­
tigt, weiterhin psycho­
therapeutisch zu interve­
nieren und neue Behand­
lungsmöglichkeiten zu er­
proben. Nach seiner An­
sicht rechtfertigen die 
bisherigen Daten nicht die 
Aufgabe derartiger Bemü­
hungen im Resozialisie­
rungsprozess von Gefange­
nen. Den Rückgang von 
psychotherapeutischen In­
terventionen zugunsten e~ 
nes weiterhin als kustodi­
al zu bezeichnenden Voll­
zugs, führte Professor 
Müller- Di etz auch auf die 
wachsende "terroristische 
Gewaltkrimi na 1 ität" zu­
rück. An dieser Stelle 
wurde die Frage aufgewor­
fen, ob es in der Bundes­
repub 1 i k Deutschland einen 
Behandlungsvollzug in 
größerem Maße überhaupt 
schon gegeben hätte. Die 
Durchführung einer Be-



handlung setze voraus,da3 
der Behandler wisse, was 
er zu behandeln habe und 
darüber hinaus, mit wel­
chen Methodenerbehandeln 
solle. Beides wäre aber 
nur unzulänglich bekannt. 
Es exi st iert ei ne FUlle 
von Kriminalitätstheorie~ 
die Aussagen darüber ~a­
chen, was unter Kriminal~ 
tät zu verstehen sei,ohne 
da3 eine davon Anspruc~ 
auf Allgemeingültigkeit 
erheben könne . Ebenso sei 
es um di e therapeutischen 
Behandlungsmethoden be-
stel lt . Nebeneinander 
seien eine Zahl von Psy­
chologen im Vollzug tätj:;J, 
die je nach Schulenzuge­
hörigkeit ein weites Spek­
trum von Therapiearten 
(wie Verhaltenstherapie , 
Gesprächspsychotherapie , 
Psychoanalyse) anböten, 
es hätte sich jedoch ge­
zeigt, daß offens i chtl ich 
das eigentl i ch Erfolgve~ 
sprechende an einer sol­
chen Intervention die al~ 
gemeine Zuwendung des The­
rapeuten gegenüber dem 
Klienten sei, und die Art 
der Therapie eher sekun-
däre Bedeutung habe. · 

Als problematisch wur­
de die Bezei chnung "Be­
handlungsvollzug" allge­
mein angesehen. Es wurde 
darauf hingewiesen, daß 
der Begirff Behandlung 
das Vorhandensein einer 
Krankheit voraussetze,daß 
es jedoch ungerechtfertigt 
sei , Kriminalität als 
Kra nkhei t zu bezeic hnen, 
da sie dadurch zwn Cha ra k­
teristikum eines best imm -
ten Personenkreises erho­
ben würde, der sich deut­
lich von den der Gesunden 
unterscheiden lasse . Da­
rUber hi naus appelliere 
der Kri mina l ität sbegri ff 
im Sinnde der Erkra nkung 
zu wenig an di e Eigenver­
antwortlichkeit des Gefan­
genen, die jedoch notwen-

dige Voraussetzung für 
eine spätere Wiederein­
gliederung sei. In diese~ 
sinne sei es evtl. gUn -
stiger,den Begriff 'Eman­
zipation'einzuführen,wo -
be i unter Emanzipation 
di e Entwicklung eben jenen 
Verantwortlichkeit gegen­
über sich selbst und der 
Umwelt zu verstehen sei. 
An dieser Stelle wurde 
eingewendet, da~ der Be­
griff Behnaldung kein zu­
fälliger sei, sondern der 
Denkweise jener entsprä­
che , di e in abweichendem 
Verhalten etwas Krankhaf­
tes, besti1nmten Gesell­
schaftsschichten Anhaften­
des, erblicken. Es ent­
spann sich hier eine Dis ­
kussion über Kriminali­
tätstheorien allgemein. 
Es bestand weitgehend Ei ­
nigkeit darüber,daß durch 
Eti kettierung und Gefäng­
ni sstrafen kriminel l es 
Verha l ten, das von (nahe­
zu) allen Mitgliedern ei­
ner Gesellschaft irgend. 
wann gezeigt wird, bei 
jenen offiziell Erkannten 
+orciert und Verfestigt 
wird. Von daher stelle 
sich die Frage, inwieweit 
der Strafvollzug eine ge­
eignete From der Resozi­
alisierung sein könne,und 
ob der Schwerpunkt des In­
teresses bei den poli­
tisch Verantwortlichen 
nicht besser auf der Ent­
wicklung geeigneterer 
Formen zur Wiedereinglie­
derung liegen müsse. In 
Anlehnung an das Referat 
von Professor ~1Jll er- Di etz 
wurde auch die Frage dis­
kutiert, welche anderen 
Funktionen der Erhalt von 
Gefängnissen und Gefäng­
nisstrafen in unserer Ge­
sellschaft haben könne, 
wenn gesichert sei, daß 
sie zu r Verhinderung neuer 
Strafen relativ ineffizi ­
ent sei en . 
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:m 1-Ys.•;z !u.3 cz-: :ias ~e­
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"jgi-;S.?!? vpe;-- gebi 7-ier-J 
!Je lc;ze -J • e ;o Z-genden The­
>r~enber>eiche diskutier>ten : 

1) Alter>native Theor>ien 
zur> Kr>[Jnina l i tät i;' der> 
Gesellsc7~aft 

2) "c;;:ichkei-cen der> .:Jo­
der>n~· s ~el'"v~.fl.g des Stra:~--

vo Uz.tgs und 

3) Kontaktmöglichkeiten 
der> Bevölkerung mit Str>af­
fälligen . 

Gruppe 1 widmete sich 
vor> allem der> Fr>ageJ in­
wieweit das au~ Jur>kheim 
zur>ückgenende Konzept der> 
"doY'177a li tät" kriminellen 
Ver>haltens in jeder> Ge­
sellschaft Gültigkeit ha­
be . In diesem Zusammenhang 
wur>de auch die Genese von 
NoY'I77en sowie deren Anwen­
dung bzw. Akzeptanz dur>ch 
die i4i tg lieder> einer> Ge­
sellschaft er>ör>ter>t .Gr>up­
pe 2 diskutier>te :.foderni­
sierungsmöglic~keiten im 
Str>afvollzugJ vor> allem 
auch auf dem Hinter>gr>und 
ausländischer> Er>fahr>ungen . 
In Gruppe 3 wur>den die 
Möglichkeiten zur> Kontakt­
aufnahme bzw. Aufrechter>­
haltung von efl.gagierten 
t'v.'itar>beitern zu Inhaftier­
ten diskutiert . Es wurde 
in diesem Zusammenhang 
auch auf mögliche Schwie­
r>ig kei ten in der Zusammen­
ar>beit zwischen professio­
nellen und ehrenamtlichen 
Mitarbeitern hingewiesen. 
I/ei terhin wurden l-1ög lich­
kei ten er>örotert J wie '4i t ­
glieder> der> gesellsahaft 
!'ür eine Ar>bei t mit Straf­
gefangenen gewonnen wer­
den können . Hier>bei wur>de 
deutlich) daß eine Tätig­
keit mit Delinquenten eine 
besondere Schulung und 
Vorber>eitung nötig mache. 
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h~ z~ei~en ~ag ~~ avs 
~eiter einer soziaZ~hera­
peutisahen '4ode Z Zans ta Z t 
(GeZsenkirahenJ mit Herr~ 

Dr. Rot thaus ein Vo 11 zugs­
praktiker zu Wort . Der Re­
ferent wies auf die Bedeu­
tung der Aufrechterha 1 tung 
von Kontakten zw i sehen In­
sassenundMitgliede rn der 
Bevölkerung außerhal b der 
Vollzugsanstalt,vor allem 
auch zu Angehörigen, für 
die Resozialisierung hin. 
Auch im Strafvollzugsge­
setz werde auf die Pflege 
so 1 eher Beziehungen beson­
derer Wert gelegt. Anhand 
verschiedener Beispiele 
wurde erläutert, wie in 
der sozialtherapeutischen 
Anstalt Gelsenkirchen das 
soziale Umfeld außerha l b 
der Anstalt für die Arbeit 
innerhalb derselben nutz­
bar gemacht w i rd. Vor. a 1 -
lem auch im Rahmen von 
Vollzugslockerungen, wie 
Ausgang und Urlaub , können 
Bindungen unterstützt we~ 
den. Im Regelvollzug könn­
ten jedoch derartige Mög-
1 i chke i ten aufg rund perso­
neller Schwierigkeiten 
vielfach kaum oder gar 
nicht genutzt werden. Die 
sozialtherapeutsiehe An­
stalt Gelsenkirchen, die 
bei 54 Haftplätzen über 
einen Personalbestand von 
70 Bediensteten verfügt, 
habe hier relativ günstige 
Bedingungen.Aufgabe einer 
sozialtherapeutischen An­
stalt bzw. Abteilung sei 
es unter anderem auch ,ef­
fiziente Behandlungsmög-
1 ichkeiten für den Regel­
vollzug zu erarbeiten. Um 
die Vollzugsmaßnahmen für 
die Bevölkerung transparert 
zu machen und so ihr Ver­
ständnis für einen moder­
nen Strafvollzug zu gewin­
nen, seien ''Tage der of­
fenen Tür" erfahrung sge­
mäß seh r hilfreich. Was 
die Zusammenarbeit mit 
Kontaktgruppen betrifft, 
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sei eine Betreuung von 
seiten des Anstaltsstabes 
für eine reibungslose Ar­
beit von Bedeutung. Hier 
kommt es vor allem darauf 
an, die Ziele derartiger 
Gruppen klar nerauszuar­
beiten und zu definieren. 

Es verstehe sich von 
selbst, daß für eine 
fruch tbare Zusammenarbeit 
ein Vertrauensverhältnis 
auf beiden Seiten vonnöten 
sei. \.Jas die soziale Her­
kunft der ehrenamtlichen 
Mitarbeiter anbetrifft, 
habe man festgestellt,daß 
diese in der Regel nicht 
aus dem seI ben Mi Ii eu v.Ji c 
die Insassen, sondern 
meist aus gehobenen Bil­
dungsschichten kämen, was 
unter Umständen zu Kommu­
nikat ionsschwierigkeiten 
führen könne. in der So­
zialtherapeutischen An­
s ta 1 t Ge I senk i rchen \'>/ i rken 
zur Zeit. e t1r1a 8o eh renamt.-
1 iche Mitarbeiter bei der 
Vollzugsgestaltung mit. 

Im Anschluß an das Re­
ferat von Herrn Dr. Rott­
haus ergaben sich eine 
Reihe von Fragen,die sich 
auf die Erfahrung des Th~ 
rapeutischen Konzepts in 
Gelsenk irchen bezogen. 
Als e ine der wesentlich­
sten Voraussetzungen für 
die Arbeit mit psychothe­
repeutischen Behandlungs~ 
techniken wurde die Größe 
der betreffenden Anstalt 
angesehen. Als maximale 
Anstaltsgröße wurden 8o 
Insassen genan~t. Mit der 
relativ geringen Z~hl von 
Therap iepl ätzen ist das 
Problem der Zuteilung ver­
bunden. Die Zahl der In­
sassen , welche die Ein­
~.;eisung in eine sozial the­
rapeutische Anstalt der in 
eine Regelanstalt vorzie­
hen ~rorde, ist erheblich 
größer,als Therapieplätze 
zur Ve r fügung stehen. In 
diesem Dilemma kommt vali­
den Einweisungskriterien 
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eine besondere Bedeutung 
zu. In Gelsenkirchen gilt 
als eines der Hauptkrite­
rien d'e schwere Persön­
lichkeitsstörung, die 
durch die Einweisungskom­
mission über enstprechende 
Gutachten diagnostiziert 
wird. Auf die Frage hin, 
wie sich eine solche Stö­
rung 1m Sozialverhalten 
äußere, sprach Dr. Rott­
haus von Schwierigkeiten, 
die mit einer solchen En~ 
scheidung der Zuweisung 
verbunden sind. Intensiv 
wurde die Probelamtik der 
Chancengleichheit disku­
tiert, wobei auch darauf 
hingewiesen wurde,daß ei­
ne Anfangsphase therapeu­
tischer Bemühungen für we­
nige Strafgefangene in 
Kauf genommen werden müs­
se,um Erfahrungen zu sam­
meln,die in späterer Zeit 
einem. großen Teil, toJenn 
nicht allen Strafgefange­
nen zuteil werden könne. 
Im zweiten Teil der Dis­
kussion konzentrierten 
sich die Fragen des Ple­
nums auf die Erfahrungen 
der Zusammenarbeit z~.;i­
sehen Anstal tspersona: und 
ehrenamtlichen Helfern. 
Dr.Rotthaus wies hier auf 
das Problem der Aufa~en­
verteilung hin. Es kämen 
schon ab und zu Verstöße 
gegen die Anstaltsordnung 
auf Seiten dieser Helfer 
vor, die den Tagesablauf 
und den Vollzug beein­
trächtigten, bisher hätte 
der Stab jedoch so gelas­
sen reagiert, daß ein 
Rückgang der ZGhl der eh­
renamtlich Tätigen nicht 
zu verzeichnen gewesen 
sei . Dr . Rotthaus zeigte 
dann an mehreren Beispie·· 
len, ~.;ie er selbst als 
Anstaltsleiter mit derar­
tigen Verstößen gegen die 
Anstaltsordnung auf Seiten 
ehrenamtlicher Betreuer 
umgegangen ist. Als be­
sonders schwierig wurde 
dabei empfunden,unter Um-



ständen vermitteln zu mü~ 
sen, daß die vermeintlich 
guten Taten für die Insas­
sen häufig eine Belastung 
auch für den betreffenden 
Inhaftierten selbst dar­
stellen(z.B .. das ~itbrin­
gen von Alkoholi~a). 

An dieser Stelle \vurde 
aus dem Plenum die grund­
sätzliche Frage gestellt, 
warum im Vollzug der Al­
kohol gänzlich verboten 
se1. Für viele Gefangene 
\vürde gerade Alkohol inuner 
wieder zum Verhängnis . 
~ach einer längeren Zeit 
der Abstinenz während der 
Inhaftierung würden ~iele 
Insassen das "Defizit" 
durch excessiven Alkehol­
genuß "ausgleichen". '!an­
ehe Rückfalltaten geschä­
hen so unter Alkoholein­
fluß . Deshalb \vurde ange­
regt, den Genuß von Al­
kohol in vertretbaren ~Ien­
gen im Rahmen eines "sozi­
alen Trainings" in der 
therapeutischen Anstalt zu 
erpr oben . In einem letzten 
Teil der Diskussion \vurde 
ausführlich über die Öf­
fentlichkeitsarbeit ge­
sprochen. Das Anstalts­
personal in Gelsenkirchen 
sieht sich dort vor einem 
besonderen Problem, weil 
die Anstalt mitten in ei­
nem \.Johngebiet liegt und 
eine Reihe von Am-rohnern 
vom Anstaltsleben gestört 
werden bzw. sich gestört 
fühlen könnten. Eventuel­
le Voreingenonunenhei t habe 
man versucht abzubauen, 
indem verschiedene Auffor­
derungen zu Besuchen der 
Anstalt an die anliegenden 
Bewohner ergangen seien. 
Von Einzelfällen abgese­
hen, habe sich dieses 
Prinzip bewährt und das 
"Klima"zwischen unmittel­
barer Öffentlichkeit und 
der Anstalt sei Hohh-rol­
lend. 

In diese~ Zusa~~enhang 
\VUrde ·auch die Frage nach 
der Art der Darstellun~ 
in den ~edien angespro­
chen. Prahl ema t isch \vurde 

. die z.T.sehr positive 3e­
richterstattun~ über soz~ 
altherapeutsiche Anstalte~ 
enpfunden. Einerseits sei 
diese für Erhalt und Aus­
bau derartiger Modellan­
stalten erforderlich, an­
dererseits neige die Be­
völkerung häufig zu Ver­
allgemeinerungen und zög~ 
aus der Berichterstattung 
Schlüsse auf die ~ealität 
im Regelvollzug. So käme 
es dann häufig zu Äußerun­
gen \vie "Urlaub im Kna~t" 
oder ähnliches.Abschlies­
send \vurde Dr. Rotthaus 
nach der Rückfallquote der 
Gelsenkirchener Anstalt 
befragt. Dazu konnte er 
allerdings wenig Aussagen 
machen, Heil der Zeitraum 
des Bestehens zu kurz ist, 
um endgültige Zahlen zu 
nennen. Seit Bestehen der 
Anstalt konnten erst \veni­
ge Gefangene entlassen 
werden. Ergänzend zu den 
Ausführungen von Dr. Rotr­
haus \,'Urden von Tei lneh-
mern aus anderen (sozial­
therapeutischen) Anstal­
ten,so vor allem auch aus 
Berlin-Tegel, Angaben zu 
den dortigen Vollzugsfor­
men gemacht, sodaß insge­
samt ein relativ differen­
ziertes Bild unterschied­
lichster Resozialisie­
rungsmaßnahmen gegeben 
werden konnte. 

~in Schwerpunkt der Ta 
g~ng war aie Qars:ellung 
ausländischer, vorzugswei­
se holländischer und pol­
nischer,Vollzugskonzepte. 
So berichtete Qr. ~auber 

von de!' Uni versi -cs-c Lei :Jen 
in Holland Joe~ den nie­
de~~ä~d:s~hen S-c~a~voll­
zug. cin~ü'"lrend \"'ies der 
~eferent darauf ~in , daß 
unter demBegriff Krimina­
lität sehr untersc~iedli-
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3u~:e~~ sir~, jie teil­
~a:se, i~s~esondara hir­
s:c:-J-clic'l ihrer ::i_üologie 
~a~m ~~te:nanjer ver-

. ;~3:c~~ar seien.V~'l 83~er 
.oJ~ra d~e C:'lt ..... :c"-~.J'lg e:ner 
"j~ii,!'e'lti~l:en ~ri~ino­
:og~e" st:it')r wi~htig. :u 
baas~ten se:, da~ aufgru~ 
des gro3en j?liktspezifi­
schen Ch..:n~t?l feldss die ir~-
iaftiE'rter; 
~i::h-: f:ir die-

Str.=ft;)t~?r 

3es.J'"'1tl,cit 
=~r ~r~~inellen repr~se'i­
~a-civ seie'l. ~s könne je­
doch davon ausgegangen 
werden, da3 inhaftierte 
~echts r, c~er eine ~ähere 
~e:iktsbelastung aufweism 
als nichtinhaf~ierte, i~ 

1u'lkelfeld verbli€b8'12 
Straftdter. Jie Zielset­
zung des ~reihei tsentzuges 
umfaßt nach Ansicht des 
~eferenten folgende vier 
Pun~te: 1. Vergeltung, 2. 
Verhütung der Kriminali­
tät durch Abschreckung 
(Generalpr~jvention), 3. 
"Beruhigung" der GPsell­
schaft und 4. Behandlung 
des Täters zum Zvl8cke der 
Resozialisierung.Ziel des 
F!'ei ;,c; tsentzuges müsse es 
sein, dem Täter ein mög­
lic~st ~ohes ~aS an Ein­
zelmaßnahmen zukorrmen zu 
lassen.Außerdem müsse die 
Inhaftierungszeit dazu ge­
nutzt werden, eine oro­
~lemlose Rückkehr in die 
Gesellschaft 'lac'1 ;..Jaftent­
lassung zu ennöglichen. 
Problematisch sei, daß 
mit Abschluß der Haftstra-
fe die StigMatisieru~ 
nicht gelöscht sei, son­
de!'n vielmehr dazu bei­
truge, daß der nit Vor­
urteilen Behaftete wiede~ 
um straffdllig würde . Als 
möglic~e Behandlungsfor­
Men in Vollzugsansta lten 
stellte Or . ~auber vor al­
lem Verhaltenstherapie und 
3ruppent1erapie vor. 
-'Slleine in ~olland würden 
etwa So Verhaltensthera­
peuten mit Straffälligen 
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ar~ei~e~ . Jane~er g:J~ es 
eine 0 ei•e von Ans~al~e~. 
in denen vor allem Siche­
rungsverwahrte inhaftiert 
sind und lt/O vorwiegenj 
psychoanalytisch gearbei­
tet ... ,:ro. l~oschliei3en:J 

nannte u~ . Hauber a:s cie 
vier wichtigsten ?u~~te 
für einen erfolgreic~en 
Strafvollzug : 

1) Resozialisierung ohne 
die ::;ese~lschaft ist: nicht 
mg lieh, 

2) der Mitarbeiterstab 
soll nur die Verantwortung 
für den Insassen überneh­
m8r , welche dieser selost 
noc• nisht tragen könne, 

3) zur Einschränkung 
schädlicher Nebenwirkungen 
der Inhaftierung ( Priso­
nisierungseffekte) . müs­
sen die Anstalten nach 
au3en ~glichst transpa­
rent sein . 

4) die ideale Größe für 
eine behandlungsorient ier­
te Anstalt liegt bei 60 
Insassen . 

In der anschließende~ 
Diskussion wurde heraus­
gearbeitet , daß eine weit­
gehende Tendenz zu 
"schnelleren Strafen" in 
verschiedenen europäi sc,en 
Ländern f estzustellen sei, 
was vom Referenten auf ei ­
ne Sen><ung der Toleranz­
schwelle gegenüber auf­
fälligemVerhalten zur ück­
geführt wurde . Bezüglich 
der therapeutischen Erfah­
rungen berichtete Dr . Yau­
ber ähnliche Eindrücke, 
wie sie bereits im An­
schluß an das Referat von 
Professor Mül l er-Dietz 
fonnuliert worden waren, 
daß nänlich das Engage­
ment der Therapeuten ge­
gegenü~er de~ einze~~en 
Strafgefangenen von grös­
serer Bedeutung sei als 
die letztendll.ch prakti­
zierte Art der Psychothe-
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~==:s . ::es ga-~e =--ge­
~eir ~:~ 2:e ~~~e:~ ~:: 
Stra.cgefangene;n , smvc,l 
was das Anstaltspersonal , 
als auc1 3ew~n~ungs-u~: 
,.. .. -. -. 
-'l""c~ .._" 1 ::-o ... --~·----o-

Au-= :.'unsch zanlreic:;er 
Tagungstei~neh~er beric~­
tete Or. ~auber im zwei­
ten Teil der Diskussion 
über ein Oive~sjons=~o­
jeKt , :Jas vo~ Z'J'I8i ~a....,~::..r· 

durc'l oie eigene :::ni -::ieti ­
ve von ~itgliedern der 
Universität ::;roningen ent­
standen ist und i nzW. sc'ler 
so er~olgversprechend ver 
läu.ct , daß die Finanzie­
rung staatlic'l gesi~~ert 
wurde . 3eim "street '.NDr><" 
handelt es sich u'Tl Vorbeu­
gemaßnahmen . durch die 
verhindert werden soll , 
daß jugendliche Straftä­
ter in den Kriminalisie­
rungsproze3 geraten, der 
wie oereits an anderer 
Stelle diskutiert -kri~i­
nelles Verhalten überhaupt 
erst ver festigt . Ihr Kli­
entel bezie~en die im 
Proje~t tätigen Sozialar­
beiter aus zwei 8ue!len: 
einmal durc~ "Mund zu '1und 
Propaganda" der Jugend:i­
chen untereinander, zum 
anderen von den Polizei­
behörden direkt . Sie er­
fahren dort die Na~en von 
Jugendlichen , die in Kon­
flikt mit dem Gesetz ge­
raten sind und versuchen 
nun dur ch Gespräche mit 
den Betroffenen (Tätern 
und Gesc,ädigten) , zu ver 
hindern . daß eine 'Jerur­
teilung stat:t.rindet . So­
weit s i e von der oetre.r­
fenden Tat vor der Anzeige 
erfahr en , versuchen sie 
die Geschädigten dahinge­
hend zu beein.clußen, daß 
auf eine Anzeige verzic•­
tet •.N:re . Jie Jugendli­
c'len 1üssen dann oei der 
Scf)adensregulierung ihren 
(möglichen)Teil dazu bei­
tragen , wobei mit den So-
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z:=~3~~~i~e~~ 2usge•an­
de:~ wir2. ~ie =ie ja~:r 
oanö~:gten ~aistung er­
braci-Jt wer.Jen k.Jnnen . 'J ::m 
Se::e~ de~ Teilneh~er in­
:e~essie~~e ,ier d:e ~ra­
ge, :~~v:.e~-.rai ~ .:Jie :in P!"'o­
jekt ~ä~igen Sozialar~ei­
te~ jer ?olizei infa~­
tionspflichtig seien . ~er 
Referent betonte , da3 
du~cf) ei 1e In.rof""lBtions­
wei~erga~e der Sozialar­
be~te~ an die Pol~zei das 
gesa~~e Projekt :n•rage 
gestell~ werden könne, und 
daß deshalb strang darauf 
geachtet würde , daß keine 
Informstionen weitergege­
ben würden . Da der Zulauf 
i~ ~rojeKt besonaers hoch 
ist, ist zu erwarten . daß 
auch in anderen Städten 
ähnliche Projekt"e ini ti­
iert werden und da3 das 
Projekt in Groningen wei ­
ter ausgebaut wird . 

~rofessor Buchala und 
Or. :Jasik aus Polen nach­
ten in ihren Referaten 
differenzierte Ausführun­
gen zum polnischen Straf­
vollzugssyst8f"l . ~· . a . be­
tonte Buchala,daß L'Jr je­
den Gefangenen nach =er 
~aftendassung der schwie­
rigs~e Teil derResoziali­
sierung beginne . Um diese 
Phase zu erleichtern,müs­
se die Gesellschaft in den 
Res8zialisierungsproze3 
integriert werde~ . Auch 
in ::lolen habe sich der An­
teil der Freiheitsstrafen 
zugunsten der Strafaus­
setzung zur Bewährung und 
Geljstra.ce verringert . Als 
neue SanKtions+oPT~ sei oie 
"Einschränkung der ;:rei­
heit" eingeführt worden . 
Hierbei würde der Täter 
weiterhin in Freiheit le­
ben , vJÜrde jedoch zu Ar­
beitsna3nah~en verp~::ch­
tet , bz ... , . • .... ,enn er ~erei ts 
aroeite, KÖnne ih• ein 
Teil seines Einkorrmens ab­
gezogen werden . Yinsicht­
lich der 3ewä,rungshilfe 



die aJc~ :n °olen eine 
beson~s~s 5~Se 3edeu~ung 
f:r die ~:ecereingliede­
rung von °ach~s~rechern 
haJe , sei zu J8~erken , da3 
es neben den hauptberuf­
lichen insgesamt etwa 6000 
freiwill ige Bev.Jährungs ­
hel+er gäbe . ~roße Bedeu­
tung '"Ji..iroe 1)an auch der 
Zusa~enar~ei: ~it der 
Fa:-ni:!.ie des ~e::::h:sJrechers 
beimessen . :Jr. tlasik er­
gänzte die ~usführungen 
von Pro=essor Buchale vor 
allem durch Angaben zur 
Effektivi tät unterschied­
licher Strafe n. Er hat ei­
ne differ enzierte Ver­
gleichsstudiezur . .Jirksam­
kei t verscfJiedener Strafen 
durchge=Jnrt und dabei 
festgestel ~t , daß im Ver­
gleich zur Geldstrafe und 
Stra+aussetzung zur Be­
währung die vollzogene 
Freiheitsstrafe hinsicht­
lich der Rückfallquote der 
Bestraften am schlechte­
sten abschneidet .Oas gün­
stigste Ergebnis zeigt 
sich bei denjenigen Pro­
banden , bei denen die 
Strafe zur Bewährung aus­
gesetzt wurde . 

In der Diskussion wur­
de vor allem auf die Mög­
lichkeiten e ingegangen, 
Arbeits kollegen in den Re­
soziali sierungsprozeß ein­
zubezie~en , Nie das in Po 
len systena~isch erpro~t 

wird . Für besonders ge­
fährdete -;-äter besteht die 
·öglic~kei~ einer Ei nwei ­
sung in ein "Zentrum für 
gesellschaftliche Umer­
zi ehung", in welchem ver­
schiedene Resozialisie­
rungs~ßnahmen zur Anwen­
dung ko~en könne~ . Von 
beiden qe=erenten wurde 
darauf 'lingevJiesen, da3 
in Polen d: e Veroflichtung 
zu Arbeitsmaßna~en bei 
der Resozialisierung von 
Straftätern eine große 
Rolle soiele .Qaneben ach­
te 1)an besonders auf Be-

ru=s-und Sc•ulaus~ild~ng , 
=e~ner s~~tlic,e ~e3nan­
~en sowie au= eine sinn-
vol:e ~reizeitges:alt~ng . 
Eine psyc~ot~eraJeu~ischE 
3e~andlung sei im oolni ­
schen Strafvollzug nicht 
üblich. 

Um einige wichtige ,bis 
dahin nicht genügend dis­
kutierte Punkte zu vert i e­
fen wurden Arbeitsgrup­
pen zu den folgenden drei 
Themen gebildet: 

1) zur Praxis des Straf­
vo II zuges in den Nieder-
1 a.ndP.n , 

2) Drogenabhängige im 
St rafvo II zuq und 

3) die Rolle der Gefan~e­
nenzeitungen. 

Ergänzend zu den Aus­
führungen von Dr. Hauber 
wurden in Gruppe 1 Pro­
b I eme der Nachent 1 assungs­
situation, w1e sie sich 
vor allem in der Bewäh­
rungshilfe ergeben,disku­
tiert. Ein Hauptproblem 
ist auch hier die zu hohe 
Fallzahl der einzelnen 
Bewährungshelfer. Gruppe 
2 kam zu dem Ergebnis,daß 
e!ne wesent li che Schwie­
rigkeit im derze i tigen 
Strafvollzug die Drogenab­
hängigkeit vieler lnhaf­
t i erter sei . So wurde 
festgestellt, daß in man­
chen Anstalten bis zu 50% 
der Insassen von Drogen 
abhängig seien. Die Kon ­
trol Jen zur Unterbindung 
des Drogenhandels in den 
Anstalten seien vielfach 
ungenügend. Im Gegensa tz 
zuwestl ichen Ländern gibt 
es, nach Auskunft der Gä­
ste, im dortigen Straf­
val lzug kein Drogenpro­
blem . Insgesamt gäbe es in 
Polen nur etwa 2000 Dro­
g'enabhäng i ge. Gruppe 3 
dis kut ierte die Mög l ich­
keiten der Selbstdarstel­
lung von Inhaftierten und 
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ihrer Probleme in Gefan­
genenzeitungen . Die grös­
ste Gefangenenzeitung in 
Deutschland wird in Ber-
1 in-Tegel von einer unab-
'häng i gen Redakt i onsgeme in· 
schaft völlig unzensiert 
herausgegeben.Bereits vor 
11 Jahren begründet, hat 
sie eine Auflage von 45oo 
Exemp 1 aren . Intensiv wur­
de die Frage diskutiert, 
ob bei der Herausgabe eine 
Zusammenarbeit m i t der An­
staltsleitung wünschens­
wert sei oder nicht.Hier­
bei wurde ein Unterschied 
zwischen Gefangenenzei­
tungen und Gefängniszei­
tung gemacht. Es wurde 
darauf hingewiesen, daß 
eine Zusammenarbeit mit 
der Anstaltsleitung leicht 
zu einer Zensur führen 
kUnne. 

In einem ausführlichen 
Übersichtsreferat behan­
delt A. Klei nöder vor al­
lem aus der Sicht der Be­
rvährungshilfe das Thema 
"Sozialarbeit im Span­
nungsfeld zwischen Voll­
zug und Öffentlichkeit". 
Der Referent, selbst So­
zialarbeiter und deshalb 
mit den Problemen aus der 
Praxis sehr vertraut, be­
tonte , daß die Bewährungs­
hilfe seit Jahren zuneh­
mende Probandenzahlen zu 
verzeichnen habe . Aufgabe 
der Strafentlassenenhilfe 
sei es vor allem, eine 
möglichst rasche Einglie­
derung des Straffälligen 
in die Gesellschaft zu er­
möglichen und einem Rück­
fall vorzubeugen . Heutzu­
tage seien die ambulanten 
Maßnahmen aufgrunddes Zu­
rückdrängens der Frei­
heitsstrafen zu den wich­
tigsten Reaktionsformen 
auf ein abweichendes Ver­
halten geworden . Bedauer­
licherweise würde die Ef­
fizienz der Bewährungs­
hilfe dadurch erheblich 
eingeschränkt , daß auf­
grund finanzieller Spar-

HEFT-SoNNENBERG '79 



ma ßnahmen noch nicht ein­
mal zwei Dr ittel de r Stel ­
len besetz t seien . Hinzu 
käme, daß Sozialarbeiter 
oft durch fachfremde Ver­
vlal tungsar bei ten von ihrer 
eigentlichen Tätigkeit ab­
gehalten wür den . Da zahl ­
rei che Verurteil t e ihre 
Ha ftstra fen nicht i n der 
Nähe ihres Wohnor t e s ver­
büßen könnten , r·tür den die 
fami liären Bi ndungen oft 
unnötiq strapaz i ert. . 

Kleinöder wies~ wie die 
anderen Referenten~ aus­
drücklich darauf hin~ daß 
zumindest der Regelvonzug 
den Insassen zunächst ent­
sozialisiere und es blei­
be weitgehend der Bewäh­
rungshilfe überlassen~ an­
schUe.'3end eine Resoziali­
sierung zu er.möglichen. 
Aufgrund ei ner weitgehen­
den Aufgabenverlagerung 
der Bewährungshelfer~ be­
finde sich die Bewährungs­
hilfe seit Jahren in einem 
Umbruch . Vor aUem in der 
Zusammenarbeit mit Straf­
fälligen habe sich auch 
gezeigt~ da.'3 die bloße An­
wendung von Techniken 
nicht ausreiche~ um posi­
tive Verhaltensänderungen 
bei den Probanden zu er­
reichen~ vieUnehr komme 
es auf die persönliche 
Ha Z tung und auf das Enga­
gement des Bewährungshel-
7ers an. Bedauerlich sei~ 
~G auch heute noch eine 
Status- und Rollenunsi­
cherheit bei den Sozial­
arbeitern festzus tellen 
sei. Sozialarbeit müsse 
in erster Linie verstanden 
werden als Hilfe zur 
Selbsthilfe . Sie sei so 
früh und so Zange wie 
möglich zu Zeisten . G~~nd-

satz jeder Soz ia larbeit 
sei das Pr inzip der Fre~ 
willigkeit: die dürfe 
nicht aufgedrängt werden. 

Li~? LI CHlBLI CK I 

In :Jeutschland habe man 
seit Zin;v.hrun2 der 3e­
w2hrv.ngshiZ/'e auch ~-.'e?>:; 
auf ehre7'.amHi.che :.:i :;a?>­
beiter gelegt . Heute hät­
ten wir ;;or a l "iem eine be­
ru;Zic;'Ze~ insz:i.;;v..-,;i ona:i­
sierte 3ewährJ..ngshiL;eJ 
was weitgehend auch mit 
der Schwierigkeit de?> zu 
betreue7'~en ?roöanden zu­
sammenhinge . ~eilweise sei 
hierfür jedoel--t aue;2 dc...s 
mangelnde Interesse der 
!3evölkerunJ an einer ;rei­
wi Z Ugen .'1i tarbei t veranz:­
wortlich zu machen. In 
vielen Teilen der Bevöl­
keru:ng sto.'3e der .=?esozia­
lisierungsgedanke noch 
auf Unverständnis und ~-li­
derstand. Gerade auch hier 
könnte die ehrenamtlich~ 
BewährungshZl;e einen we­
sentlichen Beitrag zu ei­
ner unvoteingenommeneren 
Haltung Straffälligen ge­
genVher leisten. Ein 
schwieriges Prob-lem für 
die Bewährungshelfer sei 
die Doppelfunktion der 
Hilfe und Beaufsieh~gung . 
Da der Bewährungshelfer 
dem Gericht gegenüber be­
riehtspflichtig sei~wäre 
der Aufbau eines Vertrau­
ensverhältnisses zum Pro­
banden oft sehr erschwert . 
Die Einstellung der )f­
fent]iehkeit gegenV~er 
der Bewährungshilfe sei 
unterschiedlich : Während 
die einen ihrer Arbeit 
gleichgültig gegenVher­
ständen~ würden andere e~ 
ne ab Lehnende Haltung ein­
nehmen. Ein nicht ge~ing~ 
~eil würde jedoch auch 
deren Arbeit unterstützen. 
Hinsichtlieh der Dureh­
setzung eines Resoziali­
sierungskonzeptes müsse 
man heutzutage den Ein­
druck geu.Jinnen~ daß die 
11ewig Gestrigen" wiederum 
die Oberhand gewinnen . 

AusfUhrlieh prüfte der 
Referent die Frage~ inwie­
weit unsere Gesellschaft 
überhaupt blreit ist~ 
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Straftäter aufzunehmen u;Uf 
ihnen. eine echte :lieder­
eingZieder:~..ngselanee zu 
geben . Of;; wUrd.en S-era_.:-_ 
fällige auch nach der Ver­
b:J..'3ung ihrer Haft in der 
:_·;;e'"'.:;;'Lieh<.ei-c so oet?avz­
deU~ a::s h.ä-:;r;e;: sie IJe"·­
ter Sühne zu leisten . 
TeiliJeise seien positiJe 
EinstelZungen z~r 3esozi­
a Usierung a:J..eh reine :, ~p­
pen.bekenntnisse~die nicht 
in eine entsprechende 
Handlung v.mJesetzt wv.rden 
:Jie Bevölkerung habe vie t­
fach nicht nur ein Fal­
sches Bild vom Straffäl­
ligen~ sondern auch von 
der Arbeit der Bewährungs­
hilfe. Aufgrund der Über­
belastung der Bewährungs­
helfer in der Bundesre­
publik DeutschZand~ ~o rie 
durchschnittliehe Fanzahl 
bei 61 Probanden Ziege~ 
würden viele Sozialarbei­
ter resignieren v.nd den 
:vtut verlieren. Im Ausland 
habe man es z . T. gesehaff~ 
die Fa Z Zbe las tung auf ver­
n:i.nftige 'Zahlen zu senkeY' ~ 
so be ; s p ie lsweis e us tel'" 
reich~ wo jeder Bewäh­
rungshelfer maximal 30 
Probanden zu betreuer ha­
be. Die :4itarbeit ehren­
amtlicher Bewährungshel­
fer sei bedauerlicherwei­
se relativ·gering~so wür~ 
den in der gesamten Bun­
desrepublik 920 solcher 
Kollegen etwa llooProban­
den betreuen. Oft fehZe es 
bei den ehrenamtliehen 
Mitarbeitern auch an einer 
genV4enden Ausbildung~was 
dazu führen könne~daß sie 
den auf sie zukommenden 
Problemen in ihrer Be­
treuungsarbeit nicht ge­
wachsen sind.Aueh deshalb 
sei es vor aUem wichtA·g~ 
daß regelmäßige Supervi­
sionssitzungen durchge­
~ührt werden . Insgesamt 
~üßte die Bewährungshil;e 
in den nächsten Jahren er­
hebli ch mehr gefördert 
~erde~ v.m zu einer ~nt-



~2stung der einzelnen 3e­
~2hrung~~e::er ~v. ~q~en . 
Dann se~ es auc~ besser 
möglic~>die bsi~er beste­
henden 3eäan~lur4sqrund­

sätze effizienter weiter­
zuentwickeln . Kostenge­
sichtspunkte dUrften hier 
keine Rolle spielen> denn 
die Bewährungshilfe sei v.m 
ein vielfaches b~· ~"iJel• 
als der Stra:~ollz~g : ein 
Strafgefanger w~rde pro 
Jahr 1744o Jm ksoten> ein 

I 
der Bewährungshilfe unter­
stellter Proband dagegen 

1. nur 157o. - -D:-.1 

I Das Referat von Herrn 
Kleinöder löste im Plenum 
eine Diskussion über Mög­
lichkeiten und Grenzen 
soz i a 1 pädagogischer Tätig­
keiten in der Bewährungs­
hilfe und im Vollzug aus . 

Dabei wurde vor allem 
von den anwesenden Sozial­
arbeitern eine Entwicklung 
als problematisch empfun­
den,deren allgemeine Ten­
denz als ~Bürokratismus~ 
bezeichnet wurde. In die­
sem Zusammenahng wurde 
vom Obergang des Verwahr­
vo 11 zuges zu einem ~ver­
waltungsvollzug~ ,der vor­
nehmlich von den am Voll­
zug beteiligten Sozialar­
beitern zu tragen sei,ge­
warnt. Erschwerend komme 
in dieser Situation hinz~ 
daß das Berufsbi 1 d des So­
zialarbeiters in der Bun­
desrepublik noch relativ 
jung, d.h. der Aufgaben­
bereich noch nicht exakt 
begranzt sei.So würde der 
Sozialarbeiter häufig eine 
Reihe von Aufgaben erle­
digen,fUr die er qua Aus­
bildung im Grunde über­
qualifiziert sei . Hierbei 
handle es sich vor allem 
um aufwendige Antrags-

! 
und Formularroutine. Die­
ser Standpunkt wurde im 
weiteren vor a 11 em von den 
anwesenden Vo 11 zugsbeamten 
kontrovers diskutiert,zu-

mal sie der Ansicht \.'Jaren, 
daß es im Sinne der Reso­
zialisierung durchaus 
sinnvoll sei, unter ande­
rem das Ausfüllen von For­
mularen mit Häftlingen zu 
trainieren. 

Ein weiterer Gesichts­
punkt, der auch in der 
Diskussion Berücksichti ­
gung fand, war die mög­
liche rlilfestellung von 
ehrenamtlichen Mitarbei­
tern für den Sozialarbei­
ter in der Bewährungshil­
fe. Obwohl von den Bewäh­
rungshelfern eine Unter­
stützung durch "freiv1i 1-
lige Helfer~'als dringlich 
formuliert wurde,scheinen 
hier nur punktuell, vor 
allem in städtischen Ge­
bieten,angagierte Mitbür­
ger für diese Aufgaben an­
sprechbar zu sein.Im Hin­
blick auf die Effektivität 
der Bewährungshilfe wurde 
vom Plenum die derzeitige 
Praxis der "Zuordnung"von 
Bewährungshelfern und 
Probanden als kritisch e~ 
achtet. Wie die Erfahrung 
zeigt, ist die mögliche 
Einflußnah~e des Bewäh­
rungshelfers auf das Ver­
halten seines Klienten in 
erheblichem Maße abhängig 
von Quantität und Quali -
tät des Vetrauens, das 
zwischen beiden entsteht. 
Dies wiederum setze vor­
aus, daß der Bewährungs­
helfer vom Klienten frei 
gewählt werden könne und 
nicht vom zuständigen Ge­
richt zugeordnet würde. 
Obwoh 1 diese Art der Hah 1-
möglichkeit von den mei­
sten Beteiligten als wün­
schenswert erachtet würde, 
ist sie doch mit erhebli­
chen Schwierigkeiten ver­
bunden. So machten einige 
Teilnehmer auf die mit ei­
ner derartigen Wahl ver­
bundene ~unruhe" aufmerk­
sam. So habe sich bei -
spi elsweise in der Jugend­
vollzugsanstalt Berlin~ 
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Plötzensee die freie ~ahl 
der Wohngruppe bzw. des 
dazugehörigen Sozialarbe~ 
ters als weitgehend un­
praktikabel erwiesen. 

Gegen den Vorsch 1 ag ei­
ner freien Wahl des Be­
treuers wurde zusätzlich 
eingewandt, daß eine sol­
che Entscheidung "soziale 
Kompetenzen~beim Gefange-
nen voraussetze, die die­
ser meist nicht mitbräch­
te, sondern in der Thera­
pie oder auch in der Be­
währungshilfe erst erler­
nen müsse.Auch könne sich 
der Haftentlassene nur 
schwerlich leisten, nega­
~lve Äußerungen über den 
Bewährungshelfer zu ma­
chen, da seine Abhängig­
keit hinsichtlich der Be­
währung erheblich sei. 

In diesem Zusammenhang 
wurde das Proölern des 
Zeignisverweigerungsrech­
tes diskutiert, weil es 
die oben genannte Proble­
matik der einseitigen Ab­
hängigkeit noch einmal 
verdeutlicht. In noch 
stärkerem Ma3e gelte die­
ses Problem für therapeu­
tische Interventionen 
während des Vollzuges.Die 
einhellige Meinung ·war 
hier, daß es besser sei, 
eine strikte Trennun] von 
therapeuti sehen und kusto-. 
dialen Kompetenzen durch­
zuführen. Therapeuten 
sollten möglichst nicht 
an Entscheidungsaufgaben 
über bestimmte Sanktionen 
in den Vollzugsanstelten 
beteiligt werden, sie 
könnten hier zu schnell 
in ein Bilemna durch 
Kenntnisse aus der Thera­
pie gebracht werden und 
könnten im Falle der Ent­
scheidungskompetenz nicht 
mehr oder doch nur teil­
\-Jeise mit dem uneinge­
schränkten Vertrauen ihrer 
Klienten rechnen.Herr Dr. 
nauber verwies in diesem 
Zusammenhang auf den prak-
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tizierten Vollzug in der 
Doktor-van Mesdag -Kliniek 
und die positiven Erfah­
rungen, die dort mi t eben 
solch einer Trennung ge­
macht worden wären. 

Dr. Blumenberg vom Wis­
senschaftlichen Institut 
des Freiburger Jugend -
hilfswerks, ergänzte die 
Ausführungen Kleinöders 
vor allem zur Nachentlas­
sungssituation . Er gab 
einen kurzen Abriß zum 
"Freiburger" Modell" zur 
Betreuung jugendlicher 
Verwahrloster und vor al ­
lem Untersuchungshäftlin­
gen . Er wies hier darauf 
hin , daß es wichtig sei, 
eine Betreuung langfristig 
zu konzipieren, da es nur 
so möglich sei, ein sta­
biles part~erschaftliches 
Verhältnis zum Klienten 
aufzubauen,wie es für ei ­
ne positive Entwicklung 
durch den Therapeuten Vor­
aussetzung sei . Was die 
Arbeit des Instituts in 
der Untersuchungshaft für 
Jugendliche und Heran­
wachsende anbetrifft, kam 
es hier vor allem auf die 
Weiterentwicklung thera­
peutischer Modelle sowie 
diagnostisher Verfahren 
an . Besonders positive 
Erfahrungen habe man mit 
der Anwendung von Ge­
sprächspsychotherapie und 
Verhaltenstherapie (in 
For m von Modell-lernen) 
gemacht . Ergänzend zu dem 
Bericht von Dr .Blumen­
berg, informierte der 
stell vertretende Anstalts­
leiter aus Berlin- Tegel, 
H.Kohlhaas,über das dort 
praktizierte Vollzugssy­
stem. Insgesamt w,'iren in 
den 6 Anstalten Berlins 
ca. 4000 'Gefangene inhaf­
tiert . In Tegel sei mit 
ca. 1500 Insassen die 
größte Anstalt Deutsch ­
lands . Die hier eingerich­
tete sozialtherapeutische 
Abteilung (Haus IV) habe 
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220 Haftplätze . Hiervon 
würden ca. 40 auf den of­
fenen Vollzug entfallen . 
Diese Teilanstalt IV wür~ 

de von einem Leitgremium, 
dem drei Therapeuten an­
gehörten, geführt. 

In Anlehnung an die 
Ausführungen über> den 
Str>afvollzug für> Männer> 
ber>iohtete Fr>au R. Tr>ax­
Zer> über> einen ModeZZver>­
suoh im Fr>auenstr>afvolZzug 
inFr>ankfur>t-Pr>eungeshei~ 
in dem es Vor'Wiegend v.m 
die ber>ufliche For>tbiZ­
dung weiblicher> Str>afge­
fangener> ginge. Hier>bei 
wur>de mit r>und 90 Fr>auen 
gear>beitet. Zur> Feststel­
lung der> Effizienz wur>de 
das gesamte Pr>ojekt wis­
senschaftZieh begleitet. 
Zielsetzung des Vor>habens 
war> es> die Resozialisie­
r>ungschancen dur>oh inten­
sive Maßnahmen zur> Schu­
lung und Ber>ufsausbiZdung 
zu er>höhen. In diesem Zu­
sammenhang habe man ver>­
sucht> ther>apuetische und 
berufsbildende Konzepte 
miteinander> zu ver>einigen. 
Zur>eoht wies die Refer>en­
tin dar>auf hin> daß der> 
Fr>auenstr>afvolZzv~ hin­
sichtZieh der> Er>p~obung 
neuer>er> Vollzugskonzepte 
ver>naohZässigt wer>de. Die 
bisher> vor> liegenden Er>geö­
nisse scheinen die Rich 
tigkeit dieses Konzepts 
zu bestätigen . Von den 45 
bisher> behande Z ten und ge­
schulten Fr>auen haben 
nicht weniger> als ~3 ihr>e 
Ausbildung er>folgr>eich 
abgesc~lossen . Auch bei 
diesem ?r>ojekt hat sich 
gezeigt> d~3 die Hauptar>­
beit hinsichtlich einer 
~esozialiser>vng inha; -
tierter 3echtsbreoher in 
der> :.'achentlassun.gsphase 
beginnt . . ?J.r> diese :Jachbe­
tr>e!!·,._,.-:: :JU!'de eine beson-
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der>e AnlaufsteLZe fUr> die 
entlassenen P!'auen er>öff­
net. 

In der> Diskussion WU!' ­
de er>gänzt> daß die Kon­
takte der> Fr>auen zu ih!'en 
Ther>apeuten> die währ>end 
der> Inhaftier>ungsphasege­
knüpft wer>den konnten>von 
gr>oßem Nutzen für> die 
Nachbetr>euung war>en . 

Uber d i e "Kriminalttät 
im Spiegel der Medien" 
hielt Dr. Feltes aus Harn­
burg ein Referat, welchem 
eine empirische Untersu­
chung zugrunde lag, die 
unter Leitung von Profes­
sor Kerner durchgeführt 
wurde. Die Studie basiert 
auf einer Analyse vier 
großer Tageszeitungen aus 
dem Frankfurter Raum. Da­
bei wurde der Fragestel -
lunq nachgegangen,welcher 
"politischen Ausrichtung" 
der einzelnen Zeitungen 
und der Art und Weise bzw. 
dem Umfang der Berichter­
stattung über Kriminal i­
tät alsgesellschaftlichem 
Phänomen besteht.Es wur­
den insgesamt 2800 Einzel­
berichte berücksichtigt . 
Die Ergebnisse sei-en z.~ 
sehr überraschend gewesen. 
So würden sich die vier 
Zeitungen hinsieht! ich ih­
rer Ber ichterstat tung über 
Kriminalität trotz unter­
schied ! icher politischer 
Zugehörig~eit kaum unter­
scheiden. Ledig! ich im 
Layot hätten sich bedeut­
same Unterschiedegezeigt. 
Was den Strafvollzug be­
trifft,sei dieser nur Ge­
genstand von 4Prozent al­
ler Berichte. Bezüg lich 
der Dei ikte würde vorwie­
gend über · spektakuläre 
Gewalttaten berichtet. So 
behandelten 26% der Bei­
träge Dei ikte gegen das 
Leben, während diese in 
der Kriminal stati stik nur 
0,1 %der Straftaten aus­
machen. Was den übe rregi­
onalen Teil der einze lnen 



---------------------------------------------~ 

Zeitungen anbetrifft, sei 
die Gleichartigkeit der 
Berichterstattung auch da­
durch mitbedingt , daß 65 7. 
der Informationen von den 
gängigen Nachrichtenagen­
turen stanmen würde . 
Straftaten, in ~elche aus­
ländische Straftäter ver­
wickelt sind, werden von 
allen erfaßten Zeitungen 
relativ zurückhaltend be­
richtet. 

Die von Herrn Feltes 
mitgeteilten Ergebnisse 
über die Darstellungsv;ei­
se der Kriminalität in 
Tageszeitungen ,löste auch 
im Plenum große Überra­
schung aus, und :-!Urden 
hinsichtlich ihrer mögli­
chen Ursachen , aber auch 
ihrer Wirkungsweise auf 
die Bevölkerung,ausgiebig 
diskutiert.Im Vordergrund 
stand zunächst das Haupt­
ergebnis der Studie, dem­
zufolge ungeachtet des po­
litischen Standorts einer 
Zeitung, die Darstellung 
der Kriminalität und ihrer 
Bekämpfung in hohem Maße 
übereinstimmt . Als mögli­
che Ursache hierfür wurden 
marktökonomische Gesichts­
punkte genannt . So könne 
es sich eine Zeitung, die 
zwar von ihrem politischen 
Standpunkt her betrachtet 
das "Hochstilisier en" kri­
mineller Verhaltensweisen 
ablehne, kaum leisten, 
spektakuläre Ereignisse zu 
übergehen.Auch sie 
schlachte das Bedürfnis 
des Lesers nach sensatio­
nellen Informationen aus. 
Ein z~;ei ter möglicher Ge­
sichtspunkt ist die Quali­
fikation und berufliche 
Abhängigkeit der berich­
tenden Journali sten. Dr. 
Feltes teilte mit, daß es 
üblich sei, im regionalen 
Teil der Zeitungen Berufs­
anfänger zu beschäftigen, 
die einerseits noch nicht 
über genügend Erfahrungen 
verfügen,um brisante The-

men ~esonders di:feren­
ziert darzustell en, die 
andererseits unter Ver­
tragsbedingungen arbeiten 
müssen1 die selbst bei be­
sonders verant:-;ortlicher 
Einstellung des Journa ­
listen Konzessionen gegen­
über eben jenen Jtarktin­
teressen mit sich bräch­
ten. In dieser Zwangslage 
sah Dr . Feltes auch den 
Hauptgrund für immer wie­
der vorkommende Falsch­
meldungen. Die Kriminali­
tät böte so dem Journa­
l isten in erheblichem Mas­
seMöglichkeiten zu Inter­
pretationen. Die Realität 
würde häufig aufgrund se­
lektiver !vahrnehmungsme­
chanismen verzerrt darge­
stellt . Vom Plenum wurde 
betont, wie verantwor -
tungslos eine solche "ße­
rufspraxis" sei. Durch 
das Hochstilisieren ein­
zelner gewaltkrimineller 
Aktionen würden in der Be­
völkerung Vorurteile im­
mer wieder verstärkt, die 
sich in der Haltung des 
Einzelnen gegenüber ent­
lassenen Straftätern aus­
drückten,ein Grund mehr, 
t·larum immer noch nur We­
nige betreuerische Funkti-
onen in der Arbeit mit 
Häftlingen und Haftentlas­
senen übernehmen. Gleich­
zeitig führe eine solche 
Berichterstattung zur Sta­
bilisierung der bestehen­
den Verhtil tnisse im Straf­
vollzug . Abschließend wur­
den Überlegungen darüber 
angestellt, welche Frage­
stellungen zusätzlich 
überprüft werden sollten, 
um die ·nach all tagstheore­
tischen Verständnis vor­
handenen Unterschiede in 
der Berichterstattung 
nachzuweisen. So wurde 
beispiels:veise vorgeschla­
ge, zu überprüfen , an 
welcher Stelle in der Zei­
tung, z.B . auf der Titel­
seite, und in welchem 
Kontakt mit anderen The-
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~en bevorzugt berichtet 
~ürde . So will vermutlich 
das Nebeneinander zweier 
Artikel über eine "Schi es­
serei nach einer durch­
zechten Nacht" ur:d dem ge­
forderten "Finalschu/3" fi.ir 
die Polizei beim Leser die 
Tendenz des Sühnedenkens 
verstärken. ivei terhin miis­
·se überprüft we.rden, von 
tvieviel Agenturen die ver­
schiednen Zeitungen ihre 
In~ormationen bezögen.Es 
tvurde in diesem Zusammen­
hang moniert,daß ein ähn­
liches Monopol ,wie es im­
mer wieder wenigen Verle­
gern in der Bundesrepublik 
Deutschland angelastet 
würde, in noch viel grös­
serem Maße für die Agen­
turen gelte, und daß es 
wünschenswert wäre, wenn 
Ver leger wie Journalister' 
eine Vielzahl von Aqentu­
ren als Informationsquel­
len nutzen würden. An die 
Adresse aller zus tändigen 
Verleger und Journalisten 
ging die Bitte des Ple­
nums, mehr als bisher den 
Strafvollzug zu themati­
sieren. Nur so könne"eine 
Halcung in der Bevölkeru1g 
geweckt werden, durch die 
langfristig auch der Ge­
setzgeber motiviert v1erde, 
weitere geeignete Maßnah­
men zur Verbesserung ?er 
Vollzugsbedingungen durch-

zuführen. 
Auf großes Interesse 

stie/3 auch ein von Straf­
voll.zugsinsassen vorberei· 
tetes und vorgetragens 
Referat zur Situation 
Strafgefangener aus eige­
ner Sicht. Es ~rorde hier 
begründet, daß im Straf­
vollzug eine Verbesserung 
der Umgangsweise zwischen 
Insassen und Stab nicht 
nur Erleicherung für bei­
de Teile mit sich bringen, 
sondern auch eine Resozia­
lisierung fördern v1ürde. 
Vielfach würden von Seiten 
der Anstalt Ziele v1ie Si-
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cherheit zu Ungunsten ei­
nes menschlichen Vollzu­
ges zu sehr in den Vorder­
grund geschoben. Die In­
sassen plädierten fur eine 
menschlichere Behandlung 
in den Vollzugsanstalten . 
Straffälligen hätten in 
der Regel schlechte Sozi­
albedingungen gehabt, auf 
deren Hintergrund man ih­
re Taten oft anders be­
werten müsse, als das .die 
dffentlichkeit tue. Re­
sozialisierung bedeute 
auch, daß versucht werde , 
die Einsicht in die so­
zialen Zusammenhänge zu 
fördern . ·zu beachten sei 
auch, daß letztlich jeder 
Mensch seine Defizite und 
schlechte Seiten habe,oft 
auch kriminell werde , je­
doch das Glück habe,nicht 
erwischt zu werden . 

Im Anschluß an das Re ­
ferat fand eine rege Dis ­
kussion zu den vorgetra ­
genen Überlegungen statt. 
Von Seiten der Insassen 
wurde eingehend darauf 
hingewiesen, daß damit zu 
rechnen sei, daß in sozi ­
altherapeutsichen Anstal­
ten die Gefangenen dazu 
verleitet werden dürften, 
den Therapeuten "etwas 
vorzuspielen'', um Voll­
zugslockerungen zu errei­
chen. In diesem Zusammen­
hang wurdedie Frage ange­
sprochen, ob Therapie in 
geschlossenen Institutio­
nen überhaupt sinnvoll 
sei, was letztlich jedoch 
bejaht wurde. Was die An­
staltsleitung anbetrifft 
wurde einerseits bedauert, 
daß Juristen diese Funkti-
on in der Rege 1 innehaben, 
andererseits jedoch auch 
festgestellt, daß Sozial­
wissenschaftler, wie Psy­
chologen, sich oft nicht 
um diese Stellen bemühen 
und 1 ieber im" zwe iten 
Glied" arbeiten . Wichtig 
sei es, wie hier auch be­
tont wurde, die Insassen 
zu eigener Verantwortung 

"l.Jt.r~ LICHTBLICK 
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und Entscheidungsfähig­
keit zu erzt,hen. Im Re­
gelvollzug würde jedoch 
den Gefangenen jegliche 
Entscheidungskompetenz ab­
gesprochen,in der totalen 
Institut ion · würde immer 
nur über sie entschieden . 

was die in der Regel 
für nötig gehaltenen Si­
cherheitsmaßnahmen in den 
Haftanstalten betrifft, 
war man sich darüber ei ­
nig, daß auf diesen Be­
reich zu viel Wert gelegt 
wird. Der weitaus größte 
Teil der Insassen wäre 
nicht fluchtgefährdet und 
auch kein Sicherheitsrisi­
ko, das wu rde auch von 
Vollzugspraktikern bestä­
tigt. Der Gefangene könne 
letztl fch nur Vertrauen 
zu sich selbst gewinnen, 
wenn sei ne Umwelt ihm ein 
Mindestmaß an Vertrauen 
schenke. 

in einer letzten Ple-
numsdiskussion wurde 
schli eßlich der Ertrag der 
Tagung für die Teilnehmer 
diskutiert. Als besonders 
positiv wurde die V i e 1 fä 1-
tigkeit der Beiträge so­
wie die Beteiligung von 
Praktikern und Wissen­
schaft lern gleichermaßen 
angesehen. 

Beide Seiten hätten so 
Aspekte einbringen könne~ 
die für diejeweils andere 
Seite fremd gewesen seie~ 
Als erfreulich wurde auch 
die offene Atmosphäre der 
Veranstaltung bezeichnet, 
in der es für jeden Ta­
gungsteilnehmer möglich 
ge_wesen sei , seine Gedan­
ken zu formulieren und in 
die Diskussion einzubrin­
gen.Hierzu habe insbeson­
dere die Struktuirung der 
Tagung be igetragen, die 
einen \~echsel von Plenums­
und Gruppendiskussion mit 
sich gebarcht habe . So 
hätten die aufgrund der 
Referate angeschnittenen 
Teilaspekte von interes -
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sierten Teilnehmern . in 
kleinerem Kreise disku­
tiert werden können und 
die Ergebnisse dieser 
recht komprimierten Grup­
penarbeit im Plenum in 
Fonn von Protoko 11 en zur 
Verfügung gestellt werden 
können. 

Als ein besonderer Ge­
winn der Tagung wurde die 

' gelungene Einbeziehung 
mehrerer Strafgefangener 
bezeichnet. Es bestand im 
Plenum Eingkeit darüber, 
daß nur sie selbst einen 
erhehtichen Tei 1 der auf­
geworfenen Fragen beant­
worten könnten. Dieser 
Ansi~ht wurde Rechnung ge­
tragen d~~ch Einbeziehung 
eines umfangreichen Refe­
rats, das von den betei-
1 igten Insassen selbst 
vorgetragen wurde und in 
der Diskussion auf ein 
brei-tes Echo stieß. 

Der Dank der Te i I nehmer 
galt ~en beiden Leitern 
der Tagung;Herrn Dr. Kury 
a 1 s wi ssenschaft1 i chen Re­
ferent am Max-P1anck-In­
stitut für Strafrecht in 
Freiburg, der die wissen­
schaftliche Betreuung 
übernommen hatte und der 
es verstanden habe, in 
seinePlanungimmer wieder 
interessant erscheinende 
Referate und Filme zu in­
tegrieren, sowie ~errn E. 
Wagner, Referent des In­
terna ti ona 1 en Arbeitskrei­
ses Sonnenberg, der dafür 
sorgte, daß Informationen 
vervielfältigt und sonst~ 
ge organisatorische Wün­
sche· der Te i 1 nehmer er­
füllt wurden. 

Am Ende der Tagung 
konnte derTeilnehmerkreis 
lediglich bedauern, daß 
die Zeit nicht reichte, 
die-Vielfaltder brisanten 
Themen aufzugre ifen und 
ausreichend zu diskutie­
ren . 



Insbesondereeinewe i t­
reichende Analyse von Ge­
fangene~zeitungen, aber 
auch eine sorgfältige, 
kritische Diskussion der 
Filmberichte mußte unter­
bleiben. So ist es denn 
nur verständlich, daß von 
vielen Teilnehmern eine 
Fortsetzung dieser auf­
schlußreichen und intres ­
santen Tagung gefordert 
wurde. Eine solche Tagung 
sollte die Möglichkeit 
bieten, schwerpunktmäßig 
einige wenige Themen zu 
bearbeiten und zu vertie­
fen. 

Eindrucksvolle und aussagekräftige 
Bildnauerar bei t. Die Figur versin:1bild­
licht den Normalb'Jrger der in seiner 
Norm le~t, nach der stets offenen Tür 
schaut,aber den Käfig nicht verläßt. 
(siehe auch Titelbild) 
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Von links nach rechts: Tagungsleiter des 
Internationalen Sonnenberg Arbeit skre i­
ses Helmut Wagner,stellvertrete~derAn­
staltsleiter der Justizvollzugsanstalt 
Tegel H. Kohlhaas 1-Jissenschahlicher Lei­
ter der ~agung Dr . Helmut Kury, Redak­
teur des lichtblick. 

• ' 

Das Tagungszentrum von unten gese­
hen , mit Speisesaal links ,und Tagungs­
räumen rechts . 
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Sozialarbeit im Spannungsfeld 
zwischen Bürokratie 

und Öffentlichkeit 

Jie Fachliteratur be ­
faßt sich seit Jahren in­
tensiv mit dem " s tatio­
näre~ ". weniger mit dem 
"am:,ulanten"Strafvollzug. 
Es wird zwar häufig über 
Methode, Standorte und 
Entwicklungen in der Be­
Nährungshilfe , wie Jber­
haupt in den Sozialdien­
sten der Strafrechtspfle­
ge,geschrieben , der Aspekt 
der Konfliktsituation 
zwischen Sozialarbeit und 
Vollzug bzw. Offentlich­
keit kommt jedoch häufig 
zu kurz . 

Sozi a larbeit im Sinne 
des obigen Themas so l l , da 
es nicht möglich ist , im 
Rahmen einer kurzen Ab­
handlung sämtliche Aspek­
te zu bringen , eingekr eist 
werden als die Ar beits­
felder der hauptberufli­
chen und ehrenamtlichen 
Bewährungshilfe und der 
Betreuung Strafentlasse­
ner . ~icht berücksichtigt 
werden sollen die Berei­
che der Führungsaufsicht, 
der Gerichtshilfe und das 
Arbeitsgebiet der freien 
Verbände in der Betreuung 
straffälliger Menschen 
sowohl in Justizvollzugs­
ansta lten als auch vor 
ei~er Verurteilung . 

Aufgabe der St r afent­
lassenenhilfe allgemein 
ist es unmittelbar, dem 
Entlasse,en eine relativ 
schnelle Einglieder ung in 
sein gesellschaft li ches 
Umfeld außer halb der Ju ­
stizvo!lzugsanst«lt zu 
ermöglichen und weiter 
mittelbar , einer möglichen 
weiteren Straffälligkeit 
vorzubeuge:, . 

Albrecht Kleinöder 
Bad Gandersherm 

~aj es -Jr ciese Auf ­
gabe, oie unter dem Ober­
begriff Resozialisierung 
gesehen werde, kann, sy­
stembeding~e ~i~de~nisss 

fJr eine erfolgreiche 
Verwirklichung gibt,werde 
ich noc~ darstellen . 

Die neuere Entwicklung 
im Strafrecht sagt immer 
mehr dem Vergeltungsge­
·danken ab und bekennt sich 
zum Resozialisierungs ­
vollzug, da die Einwir­
kungs- und Behandlungs ­
möglichkeiten auf den 
Stra&fälligen während des 
Vollzugs am eindringlich­
sten eingesetzt werden 
können . Würde jedoch der 
Strafvollzug, wie in § 2 
des Strafvollzugsgesetzes 
manifestiert , resoziali­
sieren , wäre Strafentlas­
senenhilfe Jberflüssig . 

Da die Behandlung des 
Straftäters in der Ju ­
stizvollzugsanstalt aus­
serhalb der Gesellschaft 
vorgenom~en wird , in einer 
Art "pädagogischer Frei ­
zone", ist das Milieu der 
Justizvollzugsanstalten 

eben nicht die Umgebung, 
in der die Erziehung für 
eine Gesellschaft statt­
finden kann. wie sie bei 
uns plura!ist~sc~ struk­
tuiert ist . Daß dies dem 
Gesetzgeber bewußt gewor­
den ist, kann man an den 
seit Jahren zunehmenden 
Probandenzahlen erkennen . 
Bereits seit 1971 über­
steigt die Zahl der von 
Sozialarbeitern im Be­
reich der Bewährungshilfe 
betreuten Probanden zu­
nehmend die Zahl der in 
Strafhaft befindlichen 
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Verurteilte~ . So waren am 
31 . 12 . 1978 37645 Unter­
stellungen b~i ßew~hrungs 
helferr"l und voM 30 . 11 . 1978 
55595 ~ä&tli~ge i~ den 
Justizvollzugsanst4 lten 

der Bundesreoublik regi­
striert . 

Jer "ambulante" Be-
reich des St rafvollzuges 
ist daher in den letzten 
Jahren die wohl wichtig­
ste "la~nahme im Reaktions­
katalog des Strafrechts 
geworden . 

Oie Ausweitung der am­
bulanten Betreuu ng straf­
fällig gewordener Bür­
ger entspricht auch dem 
Auftrag des Grundgesetzes, 
das in Artikel 20 besagt, 
daß die Bundesrepublik 
ein ~oziale r Rechtsstaat 
ist, wonach es sich von 
selbst verste~t.daß denen 
geholfen werden muß , die 
nicht aus eigener Kraft 
die Schwierigkeiten des 
Lebens meistern können . 

Über den Vollzug de r 
Freiheitsstrafe in der 

'BundesrepubliK ist in den 
letzten Jahre, so häufig 
in der interessierten J&­
fentlichkeit diskutiert 
worden,daß ic~ es mir er­
laube,hier nur noch eini­
ges Signifikante zu wie­
derholen . 

Das Strafvollzugsge­
setz kodifiziert in sei ­
nem § 2 Satz 1 das Voll­
zugsziel : " Im Vollzug der 
Frei~eitsstrc~e so!l der 
Gefa~gene &~hig ~erden, 

künftig in sozialer Ver­
antwortung ein Leben ohne 
Stra&ta~en zu &J~ren" . Das 



bedingt eine r~wendung 

vo~ herkömmlic~en ver­
wahr- und eine Hinwendung 
zum Behandlungsvollzug . 
Ja5 dieses Vol:zugsziel 
erreic,t ~ird , is~ Au~gabe 

der A~sta:tsbediens~eten 

~us allen Funk:ionsgrup­
pen .Wegen ihrer ~Jr diese 
Aufgabe besonder s geeig­
neten Ausbildung und be­
ru -flichen Zie:~etzung 

nenmen Sozialarbeiter un­
ter diesen Gr uppen ei~e 

besondere Stellung ein . Db 
und in welchem Umfange 
Sozia larbeiter i m Vol l zug 
eingesetzt werden, zeigt 
der Fortschrit t vom Ver­
Na,r- zu~ Be~andlungs­

vollzug an . Nun sind je­
doch die Planstel l en für 
Sozialarbeiter in den 
bundesrepublikani schen 
Vollzugsanstelten,die aus 
der Sicht eines Sozialar­
beiters sowieso von der 
Za•l her viel zu gering 
si1d , in der Regel zu noch 
nicht einma l 2/3 besetzt. 
Darüber 
hi,aus sind die in den 
Justizvollzugsansta:ten 

~eschäftigten Sozialar-
be i ter aus GrJnden der 
Anstaltshierarchie häufig 
mit fachfremden, admini ­
strativen und kustodial en 
Aufgaben befaßt. Sie kön ­
nen also ihrem eigentl i­
chen Aufgabengebiet im 
Bereich der ~esozia l isie­
rung gar nicht mehr ge­
recht werden. 

Auch die baulichen 
Ve r hältnisse der überwie­
genden Zahl aller Justiz­
vc ~ lzugsanstalten in der 
Bundesrepubli k genJgen 
nicht den Erfordernissen 
eines der Resozialisie­
rung dienenden Behand­
lungsvollzuges . 

I, vielen der VOrYJie ­
gerd aus dem i9 . Ja~r~u,­

dert stammenden Vollzugs­
anstalten stehen nicht 
genügend Arbeits - , Behand­
lungs- und Gemeinschafts-

~~-~= z~r 1er~~gu1g . ~s 

fe1le, n3u:ig Einzelzel­
len , dazu sind viele An­
stalten Jberbelegt . Auch 
ist von der oaulic1en Sub­
s~anz ne~ es :~ de, mei ­
ste" Zelle•~§user, ~au~ 

~5g~ic,,Joersc,aubare Ge­
f?ngenengruppen 4u eil­
den . Aus diesen Gründen 
ist eine sinnvolle Ein­
teilung der Häftlinge u'1d 
Soezialisierung der voll­
zugsans tal ten , ~vie i eh es 
sehe , nur in ganz be­
schränktem Maße möglich 
gewesen . Led iglich in ei ­
nigen größeren Anstalten , 
und auch dort nur ~Jr ei­
•e verhältnisme3ig gerin­
ge Zahl von ,äftlingen , 
Konnten Maßnahmen zur 
schulischen und berufli­
chen Aus- bzw . Fortbildung, 
sowie zur Arbeits-. Be­
schä~tigungs- und Sozial­
t,eraoie eingeric~tet 

.rJerden . Hinzu Komrnt , daß 
die vor~andenen Justiz­
vollzugsansta lten vom 
"Häf tlingsaufkommen " her 
gesehen ungünstig ver­
teilt liegen . Za,lreiche 
Ver urteilte Können daher 
~ic~t in der ~ä~e ihres 
Wohnortes bzw . i,rer Ange-
10rlgen die erkannte 
Freiheitsstrafe verbüßen. 
Dadurch werden die Kon­
takte zu Bekannten und 
Angeh5rigen währ end der 
,af~zeit erscnwert und 
Entlassungsvorbereitungen 
der Anstalt stark behin­
dert . 

Auch darf bei der Si­
~uation des Vollzuges 
nicht Jbersenen werden , 
daß nur rund 15 % aller 
Haftplätze in Einrichtun­
gen des offenen Vollzuges 
und davon rund 3/4 sich 
in dem Bereich einer ein­
zigen Bundeslandes befin­
den.Die Möglichkeiten des 
"Frei ganges 11 vermögen die 
nicht vorhandenen Haft­
plätze im offenen Vollzug 
nicht zu erset zen. Meines 
Erachtens ist daher der 
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Voll zug z.Zt.nicht in der 
Lage, seiner Aufgabe, sowie 
sie im Strafvollzugsge­
s e t z f o rm u 1 i e r t i s t , g e ­
recht zu werden . Jas liegt 
vielleicht au8n ,."i t daran , 
da3 ein ~ntersc~~elli~ss 

!o!lzugsziel : nämlich das 
Beruhigen der Gesell­
schaft , massiv mitwirkt . z , 
Zt . kann man d1s interes ­
sierter Außenstehender 
den =indruck gewi~nen , da3 

der Jollzug zunä8hst ent­
sozial isiert u,d erst, 
wenn dieses "Ziel 'erreicht 
ist , versucht, wieder zu 
resozialisieren. 

Da icn aisher ~ehrfach 
von Sozialar~eit gespro­
chen habe, ohne zu erläu­
tern.was ich unter diesem 
Begriff verstanden haben 
mö chte , darf ich hier aus 
den Empfehlungen der Pla­
nungskommission ~er den 
Sozialdienst in den nie­
dersächsischen Straf­
rechtspflege zitieren , da 
auch die Wissenschaft 
bisher keine einhellig 
aner kannte Definition der 
Sozialarbeit erarbeitet 
'lat : 

"Sozialarbeit dient 
dem Ziel,Menschen bei der 
Lösung ihrer sozialen 
oder persönlichen Proble­
~e . für deren Bewältigung 
sicn die Gemeinschaft 
verantwortlic~ ~Jhlt, zu 
helfen und sie zu oefähi­
gen , imRahmen der Familie . 
der Gruppen und der wJi­
teren sozialen um,,e 1 t 
~enschenwürdig und selbst­
ver antNortlich zu leben . 
Jiese Hil~e ist i~ Rege: ­
~al l nur unter BerJck­
sichtigung der sozialen 
Bezüge und gesellschaft­
lichen Strukturen e r folg­
reicn zu leisten . Adressa­
~e, der ~ätig~ei~ von So­
zia~arbeit si~o oemnach : 
de r &inzelne , die Familie 
und die Gruppe , in gewis­
ser Hinsicht aber auch 
die Gesellscha~t und die 

I 
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Institutionen de r Geset z­
gebung und Ve rwaltung .So­
zialarbeit strebt nicht 
nur an, 

- besondere aelastun­
gen des Lebens abzuwenden 
oder auszugleichen , 

- individue:le,famili ­
äre oder a~dere (on~likte 
zu lösen,zu mindern oder 
wenigstens tragbar zu ma­
chen , 

- eine gü~stige per­
sönlic~e und gesellsci-Jaf-: ­
liche EnbJicklung des eL,­
zelnen unter I nanspruch­
nahme der dafü r vorgese­
henen Einrichtungen unG 
Leistungen zu fördern , 

sondern möchte auch , 
- negative Lebensfunk­

tionen frühzeitig entdek­
ken und beseitigen , 

- Lebensbedingungen 
1 nachhalting verbessern , 

- den Lebensraum für 
, benachteiligte und ge­

fährdete Bevölkerungs­
gruppen positiv entwik­
k.eln . 

Insofern leistet sie 
einen wesentlichen Bei­
trag zur Verwirklichung 
der Individualgrundrecht~ 
insbesondere der Arti­
kel 1 , 2 , 3 und 6desGrund­
gesetzes, sowie zur Ver­
wirklicnung des sozialen 
Rect'ltstaats . " 

Oie Sozialarbeit be­
findet sich seit langem 
in einem Prozeß des Um­
bruchs . Ihre Arbeitsfelder 
haben sich stark ausge­
weitet und sind neue hin­
zugekommen . Auch haben sich 
die Schwergewichte sozi ­
alarbeiterischer Tätig­
keit entscheidend verla­
gert . 

~eua wissenschaftliche 
Erk.e"lnt~isse über den 
"'1enscne"1 , se:.n soziales 
Umfeld , sein Verhalten so­
wie ein verändertes Be­
wußtsein Jbe r die gesell -
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schaf:lic~en Zusam~e.,~än­

ge haoen in den letzten 
12 - 15 Jahren dazJ gef:.ihrt 
den Sc~~er~un~t ~2r So=i­
alarjeit nicnt ~s~r J~er­
wiegeno i~ der ~a:eriel­
len Lebenssic~erung, so"l­
dern darin zu se~e~. da3· 
de~ Klienten Hilfen ver­
mittelt werden,die es ihm 
ermög l ichen,seine Proble­
me se lbst zu e r ken nen und 
zu lösen. 

Jer "individuelle An­
satz" in der Sozialarbeit 
hat in ihr eine lange 
Tradition . Sein Ziel ist 
die Emanzipation und ~ün­
digkeit des einzelne~.~o­
bei der MilfsbedCrftige, 
der einzelne also , Adres­
sat de r Hilfe ist . Bei 
diesem Ansatz wird davon 
ausgegangen , daß durc., in­
dividuelle Hilfen die 
Probleme des Klienten be­
seitigt , zumindest aber 
abgeschwächt und gemil­
dert werden kö~nen . Als 
Mitte: nierzu wird die 

· Einze:ar beit einsc.,ließ­
lich Supervision in ihren 
verschiedenen nethodi­
schen Ausprägungen im 
Sinne von Therapie e~n­

gesetzt . 

Der in den letzten 
Jahren vieldiskutierte 
"gesellschaftliche .~n­

satz" geht davo., aus, da3 
die persönlichen Probleme 
des Hi 1 fsbedürftigen nich+: 
individuell bedingt ent­
s~anden , sondern auch oie 
Ergeb~isse der gesell­
schaf~lichen Strukturen 
unserer Umwelt sind . Da­
nach s i nd soziale Proble­
me keine individuellen 
Problene , finden jedoch i~ 
persöilic"len Bereich des 
einzelnen ihre entspre­
chende Ausprägung . In die­
sem Sinne geleistete Ein­
zelarbei~ ~olgL ei1er 
verkJrzten ?roole~sic,t . 

Empfänger der Soz ia l ar­
beit i s t dah e r nicht aus -
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schließ! ich der Hilfsbe­
dürftige , sondern die Ge­
seilschaft mit. Fast aus­
schließliches Arbeitsziel 
ist beim gesel lschaftl i -
chen Ansatz daher die 
strukture l le Bese i tigung 
gesellschaf tlicher Be­
nachteiligungen und die 
in der Sozialarbeit vor­
handenen Arbeitsmittel 
der Einze la r beit müssen 
durch Grup pen- und Ge­
meinwesenarbeit erweitert 
\verden . 

Zur Bewäl tigung seiner 
Au fgaben setz t de r Sozi ­
alarbeite r d ie berufsspe­
Zifischen Arbeitsformen 
der 

a) Einze l fallhilfe 
b) Gruppena r be i t und 
c) de r Geme i nwes enar ­

beit ein . 

Ich dar f nun wieder 
a us de n Empfeh lungen der 
Pla nungskomm i s ion z it i e­
r en : 

"Die Einzelfallhilfe 
wendet si ch unmittelbar 
a n den Hi l fsbedürft igen. 
Die Beha nd lung i ndividu­
e l ler Schwier igkeiten im 
persönli chen und näheren 
Umweltbere ich steht im 
Vorde rgrund . 

Di e Gruppenarbeit -
h i er insbesondere die Ar­
beit mit Fami) ien - bear­
be i tet vorrangig gestörte 
und ze r s t ö rte Beziehungen 
von Personen untereinan­
der. 

Die Gemeinwesenarbeit 
versucht , gesellschafts ­
strukturell bedingte Be­
nachteiligungen von Be­
v61kerungsgruppen durch 
Au~~läru-,g und Aktivie­
rulg der unmittelbar be­
t r eoffenen einerseits und 
der gesellschaftlichen 
Insititutionen a~derer­

seits zu oe~eben oder zu 
mildern (z . B. im 3erei~~ 
der Stadtentwicklung und 
- sanierung sowie der So­
zialolanung . ) 



Innerhalo dieser drei 
Arbeitsformen sind je­
weils die vielfach i nein­
andergreifende Funkti­
onsoereicne A~e~,ese , Ji­
agnose und nerapie von 
herausragender Bedeutung . 

Bei der Anamnese geht 
es um ei,e SJStematisc,e 
8estandsaufna ~e der vor­
handenen Lebe,ssituation 
in sozialer, psychischer 
und wirtschaftlicher Hin­
sic~t. Im diagnostischen 
Bereic, kommt es zur De­
finition und Beschr eioung 
der Probleme. Im Rahmen der 
Therapie wird für den Ei~ 
zelnen. die Gruppe oder 
das Gemeinwesen nach ~ög­
lichkeiten der Proolemlö­
sung gesucht , und es wer­
den konkrete Hilfsmaßnah­
men ei~geleitet; der Be­
griff "Tnerapie"wird hier 
also in einem weiteren 
Sinne verwendet , als dies 
etwa in der Psychothera­
pie der Fall ist : Er ist 
in methodischer Hinsicht 
weniger festgelegt und 
bezieht sich auch auf Oe­
vianzen ohne Krankheits­
wert . 

Innernalb aer Arbeits­
formen und der jeweiligen 
Funktionsbereiche richten 
sich die konkreten Moda­
litßten der Sozialarbeit 
( z . B. Informatio,ßeratung , 
Koordinieru,g,Verwaltung) 
nach den Besonderheiten 
des jeweiligen Auftrages 
oder Einzelfalles . ·· 

Aus diesen Zitaten 
folgt . daG die Sozialar­
beit eine problemorien­
tierte Disziplin ist , hin­
gegen die Wissenschaft 
als Grundlagen~orschung 

mit Einzelvariablen (z .B. 
Schädelt r auma und Kr imi­
nalität)arbeitet . Bi sher 
hat die hissenschaft der 
Sozialaroeit ~robleMlö­

sende Ergabrisse KauM ge­
bracht und es wird vom 
Praktiker der Sozialar­
beit ver l angt , daß er die 

von der ~issenschaf~ zu 
Teilaspekten gelieferten 
Ergebnisse auswertet und 
i~ die Praxis u~seLzt . ~as 

ist allerai,gs meines =r­
achtens z . Zt . nicht m~g­

l i ch . 
Jie bloße ,~,rvJendung r~ic't 

von Te8hnike~ nacr allg8-
meiner Erken,<.,is in der 
Sozialarbeit nicht aus . 
Die Anwendung methodischer 
Arbeitsweisen setzt beim 
Sozialarbeiter persönli­
che Haltungen voraus, die 
integrierter Bestandteil 
der Persönlichkeit eines 
Sozialarbeiters sein 
sollten und dadurch die 
Personen des Sozialarbei-

ters in sich psychische 
Pr ozesse des Klienten er­
lebend erfährt , erfaßt und 
beurteilt . 

Das berufliche Handeln 
eines Sozialarbeiters ist 
zu sehen in einer anein­
andergegliederten Folge 
einzelner Betreuungsakte, 
die au~ der Seite des 
Klienten bestimmte Reak­
tionen bewirken , bzw . b~ 
stimmte Wirkungen erge­
ben . Der Sozialarbeiter 
muß im Betreuungsverlau~ 

die Person , die wesentli ­
chen Konflikte und das 
gesamte sozi ale Umfeld 
des Klienten einfühlend 
erfassen. Um es ,ochmals 
nerauszustellen,das hei'3t , 
daß er mit einem nicht 
unerheblichen Anteil sei­
ne r eigenen Persönlichkett 
an dem Prozeß, in dem der 
Klient steht , beteiligt 
ist . 

Die methodische Indi ­
vidualisierung der Sozi ­
alarbeit kam dem we,ig 
ausgeprägten Selbstver­
ständnis und der Status­
und Rollenunsicherheit 
Ger Soziala rbeit entge­
gen . I, de, letzten 1 ~/2 
Jahrzehnten hat sicn , wenn 
i ch es recht sehe , das 
Selbstver ständnis pe r So­
zialarbeiter s tark gewan -

"1 /__ 

de lt . Aus einem "ErfJ 1-
1 ungsgehi lfen " der Admi­
nist r ation verwandelte er 
sie, durch wahrgenommene 
0 rofessiona:isierungs­
chancen in eine·n "Sozial­
the r apeuten" , durch die e r 
sich für seine berufliche 
Arbeit Freiräume ver­
scnaf.cte . In die sen ist inm 
jetzt die Gestaltung der 
the r apeutischen In:erak­
tionen zu seinen Klienten 
weitestge~end selbst 
überlasse, , Oarü~errinaus 
ist bei einer nicht uner­
heblichen Anza~l berufs ­
junger Sozialarbeite~ das 
Selbstverständnis dahin 
ausgeweitet , da3 sie sich 
auch als Anwalt für eine 
strukturell benachteilig­
te Minderheit sehen.Gene­
rell kann wbhl gesagt wer­
den , dag eines der zentra­
len Probleme der Sozial­
arbeit ihre Fremdbestim­
mung durch die Admin~ 

stration war und daß an 
dieser "Front 'ln den letz­
ten Janren erhebliche Er­
folge für die Sozialar­
bei t erzielt wurden . 

Ein Blick auf die 
rechtlic~e Definition der 
Sozialarbeit als ein Bei ­
trag der Gesellschaft zur 
Verwi rklichung der Grund­
rech~ ergibt , daß Sozial ­
arbeit als solche nicht 
Gegenstand besonderer Ge­
setze ist . Allerdings er­
geben Verfassungsnormen 
und Sozialgesetze im wei ­
testen Sinne zum Inhalt 
und Ziel der Sozialar­
beit , daß nach Artikel 28 
Grundgesetz a uch in den 
Ländern der Bundesrepu­
blik die verfassungsmäßi ­
ge Dr d,ung den Gru,dsät ­
zen des demokrati3chen 
und sozialen Rechtsstaa­
tes im Sinne des Artikel 
2~ Grundgesetz gn~spre­

c~en muß. Nac, dem dort 
verankerten Sozialstaats ­
prinzip sind a lle Träger 
staat l i cher Gewal t ve r ­
p-eli chtet . s oziale Lei -
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stungen so wi r ksam ~ie 

mögl i ch zu ges~alten und 
ständig an e i ne r Weiter­
entwi cklung derselben zu 
arbeiten . Das bedeutet 
meines Erachtens , da3 be­
reits das Grundgesetz uns 
vorschr eibt, Sozialar beit 
nicht als e i ne in ihren 
Ausfor mungen fest umris ­
sene und damit f~r eine 
f~r immer fes~stehende 

Aufgabe zu bet r achten , 
sonder n, daß sich die So­
zia l arbeit an die verän­
derten und sich verändern­
den gesellschaftlichen 
Verhältnisse und Bedin­
gungen anzugle ichen hat . 
Oie staatliche Gewalt hat 
eigentlich alles zu tun , 
um dem ~irger eine Exi­
stenz im Sinne von Oemo­
kratie , Recht und sozialer 
Bindung zu e r möglichen . 

Daraus ergibt sich die 
Grundr egel , daß es Aufgabe 
der Sozialarbeit ist, dem 
Bürger Hilfe zur .Führung 
e ines der Würde des Men­
s chen entsprechenden Le­
bens zu ermöglichen und 
ihn gleichzeitig soweit 
wiemöglich zu befähigen, 
un-abhäng ig von staatlr 
eher Hilfe zu leben. Und 
um das Subsidariäts-
prinzip nicht zu verges ­
sen:Sozialarbeit ist mit­
h in in erster Linie Hilfe 
zur Selbs~hilfe. Hierbe i 
haben sich Art und Umfang 
der Sozialarbeit nach den 
Besonderheiten des Ein ­
zelfalles zu richten und 
dürfen daher den Grund­
satz der Individual isie­
rung nicht aus den Augen 
ver l ieren.Auch ist Sozi ­
alarbeit so fr Üh wie mög-
1 ich und so lange wie 
möglich zu leisten . 

1JL2 LICHTBLICK I 

Nun ~ird Sozie:ar~eit 

allerdings nicht ~ur von 
öffent l ichen , sondern auch_ 
von privaten Trägern ge­
leistet . um sich hier 'l.i.Cnt 
gegenseitig zu berircern, 
erforcert w1r~same Sozi­
alarb~it gemeinsame BemJ­
hungen aller Träger von 
Sozialarbeit mit dem Ziel 
der Arbeitsteilung und 
gegenseitiger Ergänzung . 

Die Aufgabe der Gemein ­
scha~t , den Bürger zu be­
fähigen , sich selbst zu 
helfen und Konflikte zu 
lösen , findet in einem de­
mokratischen Rechtsstaat 
ihre Begrenzung eigent­
lich nur in dem Grund­
satz der Freiwilligkeit , 
mit anderen Worten , man 
darf Sozialarbei t dem be-
troffenen 
au f zwingen . 

Bür gen n ich t 

Ob dieser Grundsa t z in 
der Soz ialarbeit ~er­
St ra f rechts pf lege imme r 
gewahrt blei bt , sol l hier 
nicht wei te r untersucht 
werden,d~ es ja auch Auf­
gabe der Träger von Sozi­
alarbeit ist, Bedürf ni sse 
der Klienten zu e rkennen 
und die Klienten zu be­
fähigen, zu erkennen,daß 
sie Hilfe benötigen. 

Auszug aus dem Referat von 
Albrecht Klei~öder. 
Vor~etragen im Rahmen de r 
Sonnenberg-Tagung 
11Strafvol l zug und 
öffent 1 i chke i t 11

• 

Wir danken dem Autor für 
die freund! iche Genehm i­
gung der Ve rö f f entl ichun~ 

- j o 1-
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Ma'ncher Gesetzesübertreter gehört zude~ ' 
nicht auf die Pritsche einer Strafanstalt •• 

·. ' . . . ' '" . l 
·.;,' , · : . • sondern auf die Couch < • .. 1 '>-· . : ·eine_<; Ps\'Chiaters. · ·-·~: •' a 



Zum Aufgabenbereich des Jugend= 
hilfswerks Freiburg i.Br. e.V. 

Dr. Franz- Jürgen Blumenberg 

Das Jugendhil fswerk 
(JHW) wurde 1947 von dem 
Freiburger Jugendrichter 
Karl Härringer gegründet. 
Seither werden dort Kin­
der und Jugendliche aus 
sozial schwachen und 
st~rk belasteten Familien 
pädagogisch und therapeu­
tisch betreut . 

Diese Betreuung bein­
haltet die Unterstützung 
des Kindes oder Jugend­
lichen,aber auch die För­
derung des Familienzusam­
menhaltes sowie die Bera­
tung und Unterstützung 
der Eltern . Kinder,Jugend­
liche und Eltern nehmen 
die Angebote des JHW ohne 
Verpflichtung freiwillig 
an . 

Das JHW unterhält vier 
organisatorisch telliststän­
dige Einrichtungen mit 
unterschiedlichen Ar­
beitsschwerpunkten : 

1 Raus ·Fürstenbergstras­
se des· JH\~ 

2 . Wissenschaftliches 
Institut des JHW 

3.Haus 
des JH\~ 

Konradstraße 

4.Werkstatt Kartäuser­
straße des JH\~ 

zu I.: Haus Fürsteu­
bergstraße 

Hier werden seit 30 
Jahren erziehungsschwie·· 
rige und del iquenzgefährde­
te Kinder und Jugendli­
che unter Einbeziehung 
ihrer Eltern durch Heil­
pädagogen und Sozialar­
beiter betreut.Die Mitar­
beiter des JHW entwickel­
ten im Laife dieser Be­
treuungarbeit Grundsät­
ze, die für eine erfolg­
reiche Betreuung dieser 
Klientengruppe besonders 
bedeutsam sind; dazu ge­
hören u.a.das Prinzip der 
Betreuung 1n stabilen 
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Langzeitgruppen ,das part­
nerschaftliche Verhältnis 
zwischen Betreuern und 
Jugendlichen, die Einbe­
ziehung der sozialen Um­
welt der Betreuten in die 
pädagogische Arbeit und 
als Grundvoraussetzung 
der Aufbau eines Vertrau­
ensverhältnisses zwischen 
pädagogischen Mitarbei­
tern und Kindern bzw . Ju­
gendlichen . Diese Form der 
Betreuung \vurde im JH\.J 
weitgehend eigenständig 
entwickelt und zeigt ihre 
Erfolge in den Konstruk­
tiven Entwicklungsverläu­
fen vieler ehemals Be­
treuter. 

zu 2. : Wissenschaftli­
ches Institut 

Im Jahre 1971 wurde 
das wissenschaftliche In­
stitut des JHW aus der 
Erkenntnis gegründet, daß 
einem Teil der gefährde­
ten Kinder und Jugendli-
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chen mit der gruppenpäda­
gogischen Konzeption des 
Hauses Fürstenbergstraße 
keine ausreichende Hilfe 
zur sozialen Eingliede­
rung gegeben werden konn­
te.Nach dem Angebot einer 
unmittelbaren Hilfe durch 
praktischen Einsatz psy­
chediagnostischer und 
psychotherapeutischer 
Verfahren für delinquenz­
gefährdete und straffäll~ 
ge jungen Menschen, gilt 
hier der wissenschaftli­
chen Weiterentwicklung 
und methodischen Fundie­
runq verschiedener Be­
treuungsformen das Haupt­
interesse. Weitere Aufga­
benschwerpunkte werden 
durch methodische Fort­
bildung von Sozialarbei­
ter und Vollzugsbedien-

1 steten in verhal tensthe­
' rapeutischen und klien­
' tenzentrierten Interven-

tionsformen sowie durch 
institutionelle Beratung 
(z.B . Vorschläge zur päda­
gogischen Gestaltung der 
Untersuchungs- bzw.Straf­
haft, Entwurf einer Kon­
zeption zur Behandlung 
Opiatabhängiger usw. ) ge­
bildet . In Jahresberichten 
und Veröffentlichungen 
wird der Fortgang der In­
stitutsarbeit dokumen­
tiert. 

zu3.:Haus Konradstraße 
Seit 1976 hat das JHW 

auch eineMöglichkeit zu r 
stationären Unterbringung 
von Jugend 1 i chen ,denen mit 
ambulanter Betreuung a l ­
leine keine ausreichende 
Unterstützung gegeben wer­
den kann. Das Ha us Ko nrad-

I , 
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straße des JHI~wurde durch 
Spenden und Eigenle istun­
gen ehemals Betreuter 
ausgebaut und kann in 
\~ohng ruppen und Ei nze 1-
zimmernbis zu 20 Jugend­
! iche aufnehmen.Die päda­
gogischen Mitarbeiter 
dieses Hauses versuchen 
gemeinsam mit den Jugend­
! ichen,durch Aufgeschlos ­
senhe i t und Nähe e inen 
Rahmen des Zusammenlebens 
zu schaffen, der den Ju­
gend! ichen eine spätere 
eingenständige soziale 
Eingliederung erleichtert 
und überhaupt wünschens -
wert erscheinen l äßt. 

zu 4 . : Werkstatt Kar­
täuserstraße 

Durch die zunehmende 
Jugenarbeitslosigkeit 
werden viele der ohnehin 
bildungs- und sozial­
schwächeren JugenUichen 
(z.B . Hauptschulabgänge 
ohne Abschlußzeignis, An­
solventen dbr Sorderscru­
len, milieugeschädigte. und 
erziehungsschwierige Ju­
gendliche :Non Ausbildungs­
und Arbeitsmöglichkeiten 
ausgeschlossen . Wegen ih­
rer ~ißerfolgsmotivation 

und ihres ·geringen Ourch­
haltevermögens haben di3· 
se Jugerdlichen in Lehr­
oder Arbeitsverhältnissen 
keine Chance einer beruf­
lichen Bewährung . Daher 
sollter in diesem Sonde~­
kurs der beruflichen Fö~­
derung Färigkeiten und 
i'!eigungen der Jugendliche'l 
durch praktische 9esc'lä-f -
tigungen im Umgang mit 
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~erKsto~~en festges~e::~ 

und entwickelt werden. Ls 
sollen berufliche ~ög­

licnkeiten und Gren:en 
für den einze~nen Jugeno­
lichen sichtbar gemacht 
werder, ~nd e~ soll Anre­
gungen fJr seinen weite­
ren berufliche~ Werdegang 
bekommen, so daß ~r nach 
etwa einem Jahr in sine 
Lehrausbildung oder an ei­
nen Arbeitsplatz vermit­
telt werden kann . 

Die verschiedenen Ein­
richtungen des Freiburger 
Jugendhilfswerks bilden 
ein integriertes Netz von 
differenzierten Behand­
lungs- und Betreuungsmög­
lichkeiten für dissoziale 
und delinqu8nzgef~hrdete 

Kinder und Jugendliche. 

Bei der gebotenen Kom­
plexität der Aufgaben er­
scheint es besonders be­
deutsam, daß eine wissen­
schaftliche Begleitung 
und Kontrolle der einge­
leiteten Maßnahmen in 
dieses Netzwerk mit ein­
gebaut ist. Ein ungewöhn­
licher und deshalb beson­
ders erwähnensWerter An­
satz dieser Betreuungsar­
beit besteht darin, daß 
ehemals Betreute,die frü­
her selbst mit großen 
Schwierigkeiten eine sozi­
ale Eingliederung erreich­
ten , in die Betreuungsauf­
gaben mit einbezogen wer­
den; dieses soll in Zu­
kunft durch die Gründung 
eines besonde~en Projekts 
( "Förderkreis J'-11..-J" ). in 
verstärktem ~aße gesehe­
nen . 



Modellversuch für Frauen 
Frankfurt am Main 

~odellbeschreibung 

Haftanstalt für Frau-:n Frankfurt Preungesheim 

i1ode II versuch 
Soziale. Re.ha.biüt1.-tia Yl und BeJtu. ),)au.,..~ b-<..tdu.ng we.i_b­

Uc.heJt Sbta. )g e.~a.ng e.neJt - I rtte.gJta.tio n v o 11 Ateg e.·ile.inb u­
du.ng, ,) o zialtheJtape.u.,fu c.he.rt Ma..'3na.hme.n und BeJtu. )uuv.,­
bildu.rtg. 
Stand :t1ärz 1979 
Aoteilu11g Semi11ar fJr Politik im Amt .;ür Vo:ksbi:dung I 
VolKshoc~schule , 6010 FranKfur~ I ~ai~ . 

~odel I träger: Abtei-
lung Seminar für Politik 
im Amt für Volksbildung/ 
Volkshochschule der Stadt 
Frankfut am Main. 

Finanzträger: Bundes­
ministerium für Bildunq 
und Wissenschaft,Arbeits­
amt Frankfurt am i13 II\ 
Hess i sc'1es Sozi <II n in i s te­
rium. 

Projektleitung: Dip!.­
P1dagogin Renate Traxler. 
Leitung de r wissenschaft-
1 ichen Begleitung : Prof. 
Dr.B.Kraak, Deutsches In­
stitut für Internationale 
P1dagogische Forschung, 
Frankfurt am Main. 

Model ldauer: 1973-1978 
(2 Modelldurchgänge) 

Organisationsstruktur: 
Die Abteilung Seminar f0r 
Po li t i k i s t a ls Träger 
der Ma~nahme ve rantwort -
1 ich fü r d ie gesamte Kon­
zeption, DurchfJhrung und 
Auswertung des Projekts. 
Der ~odellversuch wurde 
in enger Kooperation nit 
folgeneden Institutionen 
durchgeführt: 
- Bundesminister fGr Uil ­
dung und Wissenschaft 
- Hess ische r Minister der 
Justi z 

- Justizvollzugsanstalt 
Frankfurt am ~ain-Preun­

gesheim 
- Arbeitsamt Frankfurt am 
Main 
- Landesarbeitsamt Hessen 
- Industrie und Hande1s-
Ka~mer Frankfurt am Main 
- Handwerkskammer Frank­
furt am r-a·n 
- Scf)ulamt der Stadt Frank­
furt am Hain 
- Frankfurter Berufsschu­
len 
- Berufsfachverbände 
- Innungen 

Mode 11 z i e I : Erhöhung 
der Chancen einer gesell­
schaftlichen Integration 
durch erfolgreiche Berufs­
ausbildung in Verbindung 
mit sozialtherapeutischen 
Uaßnahmen. 

~1ode I 1 kozept i on: !•!o­

dellhaft wurde eine Kon­
zept.on entwickelt, deren 
Schr·;erpunkte im Straf­
vollzug der Bundesrepu­
blik Deutschland bisher 
keine Vergleichswerte hat­
ten: 
l.Der Modellversuch rich­
tete sich ausschließlich 
an straffällig getvordene 
FRAUEN 
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2.Ein auf die Bedürfnisse 
dieser Zielgruppe abge­
stimmtes integriertes 
Curriculum wurde konzi­
piert, das Allgemeinbil­
dung,Berufsausbildung und 
sozialtherapeutische Be­
gleitmaßnahmen umfaßt. 
3. Um die erfolgreiche 
Durchführung des Modell­
versuchs abzusichern,wur­
de ein breitangelegtes 
Kooperationsmodell mit 
unterschiedlichsten Part­
nern/Institutionen ge­
schaffen(vgl.Organisati -
onsstruktur) 
Zur Zielgruppe : 2 Mo­
delldurchgänge (Köchin, 
Floristin, Tierpflegerin, 
Stenotypistin) mit insge­
samt 45 Teilnehmerinnen. 
( Jeweils nach Abschluß 
einer Berufsfindungsphase) 
AI ter :Durchschni ttsal ter 
32 Jahre 
Fam i lienstand: 
I ed i g 12 
verheiratet 6 
geschieden 24 
verwit\tJet 3 
Kinderzahl: 
13 Teilnehmerinnen (TN) 
hatten keine Kinder. 
32 TN hatten 74 Kinder 
Schu 1 b i 1 dung: 
Hauptschulabschluß 28 
ohne Hauptschulabschlu~ 7 
Sonderschule 3 
Weiterführende Schulen 7 

Berufsausbildung: 
Abgeschlossene Leh~e 8 
keine bzw.abgebrochene 
Lehre 37 
Tätigkeit vor der Inhaf­
tierung: (Hilfs-) arbeiten 
21 
Hausfrau 9 
Angeste l lte 9 
keine Tätigkei t 6 
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Strafmaß: 
bis 1 Jahr 2 
1-3 Jahre 18 
3-10 Jahre 19 
Lebenslänglich 6 
Vorstrafen: 26 von 45 wa·­
ren mindestens 1mal vor ­
bestraft 
Ergebnisse: 12 TH brachen 
vorzeitig die Ausbildung 
ab. 
Gründe: Drogenabhängig­
keit 4 TN,vorzeitige Ent­
lassung in andere Städte 
3 .TN, altes Umfeld nach 
der Entlassung 2 TN, Ent­
weichungen 2 TN, gesund ­
heitliche Gründe 1TN, 1TN 
bestand ihre Abschlußprü­
fung nicht, 32 TN legten 
mit gutem Erfolg ihre Ab­
schlußprüfung vor der In­
dustrie und Handelskam­
mer ab. 
Stand nach Abschluß Jer 
Berufsausbildung: 19TN 
arbeiten in ihren neuen 
Berufen, 6 TN arbeiten 
kontunuierl ich in anderen 
Berufen I bzw. noch inner 
halb der Justizvollzugs­
anstalt, 3 TN versorgen 
zur Zeit ausschließlich 
ihre Kinder Hausfrau). 
Ledig! ich von 4 TN mit 
abgeschlossener Berufs­
ausbildung läßt sich nicht 
mit Sicherheit sagen, ob 
und in welcher Weise sie 
zur Zeit berufstätig sind. 
Eine der insgesamt 45 TN 
ist zwischenzeitlich wie­
der rückfällig geworden. 
Weiterführung der beruf­
! ichen Resozial isierun9s­
maßnahme nach Absch 1 u3 des 
Modellversuchs: Ab 1 .2 . 79 
2 Berufsgruppen, 10 Fri ­
seusen, 10Köchinnen. Maß­
nahmeträger ist weiter­
hin die Abtei Jung Semi ­
nar für Politik, Finanz­
träger : Hessischer Mini ­
ster der Justi z, Arbeits­
amt Frankfurt am Main, 
Stadt Frankfurt am Main . 

, DER LICHTBLICK I 

MODELLVERSUCH: 
am Beispiel Gelsenkirchen 

Die Justizvollzugsan­
stalt Gelsenkirchen i~t 

eine Sozialtherapeutische 
Anstalt.Sie hat folgenden 
Personalaufbau: 
Anstalts Ieiter: 
Dr . Jur.K.Peter Rotthaus, 
44 Beamte des Allgemeinen 
Vollzugsdienr.~~s. 3 Aus­
bilder vom Berufsfortbil­
dungswerk des DGB, !Ver­
waltungsdienstleiter, 7 
Mitarbeiter in der Ver­
waltung einschl.Schreib­
kräfte. 

Therapeutischer Leiter: 
Dipi.Psych. G. Romkopf, 5 
Psychologen, davon eine 
Halbtagskraft,] Sozialar­
beiter, 2 Pädagogen. 
1.0rganisation 

Die Anstalt hat 54 Be­
handlungsplätze.Sie glie­
dert sich in 3 Abteilun­
gen zu je 2 Wohngruppen. 
Eine Wohngruppe besteht 
aus 9 Bewohnern. Jede Wohn­
gruppe wird von einem So­
zialarbeiter geleitet. 
Außerdem sind auf jeder 
Abteilung 5 r1itarbeiter 
des Allgemeinen Vollzugs­
dienstes tätig. Neben ih­
rer Tätigkeit als Psycho­
therapeuten sind die Psy­
chologen den Wohngruppen 
als Berater für die Wahn­
gruppenarbeit zugeordnet. 

2.Die Behandlung g l i e ­
dert sich in 3 Phasen: 
Phase I (Zugangsphase). 
C9uer: 6 Monate. Sie dient 
der methodischen Erfor­
schung der Persänlichkeit 
des Betvohners hierzu 
zählen insbesondere Ver­
haltensbeobachtungen, 
Tests, Anamnesen - Vorge 
schichte und Untersuchun­
gen - und der Aufstellung 
des BehandlunQsplanes~ 
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a) Der Behandlungs-
plan legt in Absprache 
mit dem Bewohner die The­
rapieziele fest und 
schlägt vor, mit welchen 
Behandlungsmethoden diese 
Ziele am besten zu errei­
chen sind. 

b ) Jeder Bewohner nimmt 
in der Zugangsphase an 
einem bis zu 3 ~onaten 

tvährenden Arbeits trai­
ningsprogramm im "Berufs­
findungsbereich" Teil.Für 
die Zeit danach enthält 
der Behandlungsplan Vor·· 
schläge für eine künftige 
Ausbildung, eine berufs­
erhaltende Maßnahme oder 
einen anderweitigen Ar­
beitseinsatz. 

c) Für jeden Bewohner 
sind grundsätzlich unter­
richtliche Förderungsmaß­
nahmen oder andere päda­
gogische Maßnahmen im 
weiteren Sinne vorgesehen. 
Wer in einer Ausbildung 
steht, hat z.B. 12Stunden 
theoretischen Unterricht; 
Hausarbeiter haben etwa 
6 Stunden Unterricht. Der 
Behandlungsplan setzt 
hier für jeden einzel­
nen Bewohner fest,an wel­
chen unterrichtlichen 
Veranstaltungen er teil­
nehmen muß. 

d)Die meisten Bewohner 
haben Schtvierigkei ten in 
ihren sozialen Beziehun­
gen und ihrer Kontaktfä­
higkeit. Demzufolge ent­
hält der Behandlungsplan 
Vorschläge, wie die Kon­
taktfähigkeit trainiert 
und Beziehungen aufgebaut 
oder gefestigt werden 
können . 



In der Zugangsphase 
gibt es keine Lockerungen 
vti e Ausführungen , Ausgang , 
Ur laub . Gesuche au: Haft­
unter brechung t·ter den von 
der Anstalt nicht befür­
wor t et . 
Phas e I I (Behand 1 ungsphase) 
Daue r: 6 - 18 ~onate . Sie 
~s: ab•ä•gi g vo~ de r Ge­
samtverb~3u•gszei~ des 
B~wohners . Alle Beh~nd­
lungsma3nahmen solle~ in 
dieser Phase nachdr Jck­
!ic~ und unte" a~~iver 
Teilna~me des 5ewo~ners 
durchgef ührt werden (Ver­
wirklichung der im Be­
handlu~gsolan ~es~geleg­
te.., Ziele) . 

Lockerungen s i 1d in 
der Regel e i nmal pro Wo­
che m~g lich . W~hrend de r 
ersten Hä lfte de r Behand­
lungsp~ase werden Aus füh­
r ungen und Ausgänge nu r 
i m Wechsel genehmigt . Da­
nach ka nn an die Ste l le 
der Ausführ ungen ein Aus­
gang t reten , so~er1 di es 
sozialt~erapeutisch för ­
derlich erscheint und 
keine vollzugl i e hen Be­
denken ent gegens t e hen . 
Lockerungen werden rur 
gewährt , wenn sie fO r das 
Behandlungsziel förde r ­
lich e rscheinen Bei m Übe r ­
gang in di e Behand lungs­
~nase wir d ein Basis- Gut ­
achten e rstellt , das f ür 
e i ne bes timmte Fri st 
fes t legt , we l c he Locker ­
ungen aufgrund der bis he r 
stattgehabten °ers ~ ~lich ­

keitsent~icklung verant ­
wortet werden könne n. Ein 
Anspruch auf Lockerungen 
besteh.t nicht ! 

Phase I I I (Trainingsphase) 
Dauer 6 - 12 ~onate. Sie 
ist abhäng i g von de r Ge­
samtverbüßungszeit des 
Bewohners .Die Trainingsab­
teilung ist räumlich von 
den übrigen Abteilungen 
getrennt. Der Be\vohner muß 
die Gruppe,in der er bis­
her lebte, verlassen und 

umziehen.Sinn dies e r Pha­
se ist eine syst ema tische 
und verstärkte Öffnung 
nach außen sowi e eine Er­
weiterung des Ve r haltens­
spielraumes für Selbstän­
digkeit und ·Eigenverant­
wortlichkeit des Be\vo h­
ners . 

Die Beschränkung auf 
eine Locke rung pro Woc he 
entfällt in diese r Phase . 
Auch Freigang i s t j e tzt 

'möglich . Der Üb e r gang in 
die Trainingsphas e ist 
davon abhängig, daß keine 
Sicherheitsrisiken beste­
hen und daß die Behand­
lung im wesentlichen als 
abgeschlossen betrach tet 
werden kann . Bewohner,die 
die Voraussetzungen zum 
Übergang in die Trainings· 
phase nicht erfüllen,müs­
sen mit ihrer Rüc kverle­
gung in die Stammanstalt 
rechnen. 

Sozialtherapeutisches 
Üb e rgangshaus Köln 

Für e~n~ge Bewohner 
bes teht die Möglickeit , 
1ie Trainingsphase im 
Übergangshaus Köln (Ho­
ste.lvollzug) zu verbüßen. 
Vorausse tzung da für ist 
u . a . ein Arbeitsplatz in 
~öln und eine abgeschlos­
sene Therapie . Außerdem 
dürfen dem Bewohner durch 
seine Ve rlegung nach Köln 
hinsichtlich seines so­
zialen Verhaltens und sei­
ner sozialen Einglieder -
ung keine Nachteile ent­
stehen. 

3 . Alle wichtigen Ent­
scheidungen in der Anstalt 
werden in Konferenzen ge­
troffen : 
Personalkonferenz (PK) 
Vorsitzender :Anstaltslei­
ter 
Themen: 
E~tscheidungen über al Je 
Ma8nahmen mit Außenwir ­
kung :z.B. Lockerungen, 
Ste l Jungnahmen nach § 57 
StGB , Verlegungen aus voll­
zugl ichen GrUnden, Ur -
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laubsgesuche,usw . Aueerdem 
wird übergrundsätzliche 
vol lzug l iche Prob leme 
d is kutiert . Die Personal ­
konferenz ist An hörungs ­
g remium; der Anstalt s le i-­
ter kan n al lein entschei ­
den .Di e PK tritt wöc hent -
1 ich drei mal zusamme n . 
Behandlungskonferenz (BhK) 
Vorsitzender : Therapeut i­
scher Leiter 
Themen : 
Entscheidungen über den 
Behandlungsplan vnd s e ine 
Änderungen . Verl egung aus 
therapeutischen Gründen, 
Empfehlungen zu Locker ­
ungen,Urlaub,usw. Auf na hme 
neuer Bewohner,allgemeine 
t herapeutische Probleme . 
Die Behandlungskon fe renz 
ist Entscheidungsgremium, 
sofer n keine ~a1nahmen 

mit Außenwirkung beschlos­
s en werden . Die BhK tritt 
\vÖchentlich einmal zusam­
men . 

Ein großer Teil der 
Entscheidungen der Be­
handlungskont erenz (alle 
Einzel fall entscheidungen) 
werden aus Zeiter sparn{s­
grUnden in den Behand­
lun~sausschüßen BhA vor­
bereitet. Die Vorschläge 
bedür fen der Bestätigung 
durch die BhK . Di e Konfe .. 
renz tritt au~erdem noch 
zu Erörterungen von Grund­
sa-tzfragen zusammen. 

Daneben gibt es f Ur 
den Behandlungsbereich 
einige weitere Gremien;z­
B. f ür jede I-lohngruppe den 
Unterausschuß , in dem Be­
handlungs- und vollzugli­
ehe Fragen vo r bereitet,• 
diskutiert und geregelt 
werden . 

Schlie~ lic~ be stehen 
tvöchentliche ~·lohngrup;:>en­
sitzungen unte r Bete ili­
gung der Bewohner und der 
:-titarbeiter der ~.Jo:mgrup­
pen . 

lnsassenkonferenz: 
Vo rs i tzender: Ei n Insas­
sensoreehe r 
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Teilnehmer sind alle 
Be•vohner der . .l!ns tal t, der 
Anstaltsleiter und abkömm­
liche 'fi tar bei ter. 

Die Insassenkonferenz 
ist ein ~itwirkungsgremi ­

um für Behandlungs·- und 
Vollzugsfragen . Sie tritt 
einmal mona tlich zusammen . 
z.Zt.wird erprobt,ob die­
se Arbeit :-;irkungsvoll 
durch einen Insassenaus­
schuq geleitet oder vor­
bereitet werden kann . 

4)Berufsbi ldung 
Arbeit 

Der Bewohner kann , so­
fern die Voraussetzungen 
dafJr vorliege~ . einen 
Fac~arbeiterbrie~ ~Jr den 
Beruf des EleKtroanlagen­
installateurs oder des Be­
triebsschlossers erwerben . 
Daneben ist eine Ausbil -
dung zum Gerätezusammen -
setzer möglich . Die Aus­
bildung bzw . die berufli­
che F~rderung ist nach 
einem Stufenolan aufge­
baut , um möglichst vielen 
auszu~ildende~ Bewohnern 
ihren FähigKeite8 e~t­

sprechend argemessene 
Ausbildungszie le anbieten 
zu können .Außer dem stellt 
die Anstalt einige Ar beits-
pl3tze für Unte r nehmerar­
beiten(Lampenmontage) be­
reit . Einige Bewohner sind 
auch mit Haus r einigungs­
arbeiten beschäftigt(ein­
schl . KJche) . 

5) Psychotherapie 
Die Therapie wird als 

Ei nze 1- oder Gr uppenthera ­
pie durchgeführt . Die H~u­
f igke i t der t he r aoe uti­
schen Maßnahmen und i hrer 
Dauer richte t · sich je 
nach den Erfordernissen 
des Einzelfalles und nach 
der angewendeten Methode. 
ln der Regel findet die 
Sitzung ein bis zwei mal 
oro Woche statt. 

Me thoden : Verhal t ens­
therap i e,Gesp r~chspsycho­

therap i e, transaktiona le 
Analyse, Gestalt Theraoie 
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und Psyc hodrama . 
Genauere InforMationen 

hierUber, vergl. : G .Romkoo~ 

Mögli chkeiten der Sozial­
therapie, in Zeitschrift 
fJr Strafval lzug und 
Straff~ I I igenh i 1 fe,Hef t 3, 
Jahrgang 2 5, '·I i es baden 19 76 
6.Sport 

Während der Freistunde 
besteh-e die '1öglichkeit 
zur sportlichen Betäti ­
gung: 
Es ist geplant , den Sport 
systema tisch in die Be­
handlung einzubeziehen·. 

7) Die Anstalt kennt 
keine Hausstra fen . Sie re­
agiert jedoch bei verspä­
teter Rückkehr von Lok­
kerungen nach einem im 
Hause entwickelten Konse ­
quenzenkatalog . Es tritt 
eine gestufte Lockerungs­
sperre bis zu 6 Wochen 
e~n . 

Die Be hon.Uung in der 
Sozial t he rapie ist frei .. 
\.Ji 11 ig. Rückverlegungen 
sind mBglich, wenn dies 
der Bewohner nachd rtic k-
1 ich \vünscht .Außerdem kann 
eine Rückverlegung aus 
vo 11 zugl ichen Gründen er-­
folgen ,wennz.B . der Bewoh­
ner fU r die Sicherheit 
des Hauses eine erhebliche 
Gefahr darstellt. Darüber 
hinaus wird ein Bewohner 
auch dann verlegt, wenn 
bei ihm eine so sch\.Jere 
PersBnlichkeitsstörung 
vorliegt, daß sie mit den 
therapeut1schen Mitteln. 
der Anstalt nicht behoben 
\.Jerden kann. 

Die Teilnahme an Ar­
beits- und Ausbildungs­
maßnahmen, der Therapie 
und pädagogischen ~aßnah­
men ist Pflicht.Alle Ma~­
nahmen \.Jerden jedoch zu-­
vor mit dem Bewohner ein­
gehend besprochen und er­
hal ten erst nach seiner 
Zustimmung Verbindlich­
keit . 
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8) Aufnahmekriterien 
Auszug.aus den vo r läufi-­
gen AUS\Jahlrichtlinien : 

a) Alter 21 - 35 Jahre 

b) Verweildauer 18 - 36 
:"-lonate, (bei einer Aus ­
bildungsmaßnahme minde -
stens: 22 :tonate) 

c)Es dürfen keine Ermitt -­
lungs- oder Strafverfah­
ren mehr anhängig se~n. 

d) Es dürfen keine An­
schlußmaßnahmen (z . B.Ein­
weisung in eine Heilan­
stalt)zu vollziehen sein. 

Es sollen die Voraus­
setzungen des §65 Abs . I 
und 2 StGB vorliegen , d . h . 
es soll sich um e1nen 
persBnlichkeitsgestörten 
Straftäter handeln ,der in 
der Vergangenheit wieder­
holt straffälii~ geworden 
ist; oder um einen Sexual­
straftäter, bei dem Rück­
fallgefahr besteht . Aus­
nahmsHeise kommen auch 
Straftäter ohne Vo r str-afen 
in Betracht . Wer drogen­
oder alkoholabhängi g ist 
oder über einen längeren 
Zeitraum war oder wer 
durch schwere Aggressivi ­
tät auffällt,kann in Gel ­
senki rc hen nicht aufge­
nommen werden . 

Die intellektuellen 
~indestanforderungen,lie­
bei b~i einem IQ von 90 ; 
es wird also durchschnitt ­
liche Intelligenz erwar­
tet. Auch dürfen keine 
hirnorganischen Störungen 
vorliegen. 

Die Aufnahme in die 
sozialtherapeutische An­
stalt Gelsenkirchen se tzt 
eine Empfehlung der Aus­
wahlanstalten nuisburg 
Harnborn oder Hagen voraus , 
doch entscheidet die An­
stalt über die Verlegung 
eines Bewohners in eige­
ner Zuständigkeit. 



E n t scheid end für den:;:;:;:·:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:;:; 
Therapieer:olg ist in je-:;:;:;: 
dem Fall die intensiv<{ 
~-1itarbei t des Betvohner s . ;:;:;:; 
\.Jer sich in ein sozial-;:;:;:: 
therapeut ische Behandlung;\~ 
begibt, sollte sich dar-:}~: 
übe r im klaren sein, daß}:;; 
eine solche Anstalt nur:;:;:;: 

Einige ·Anmerkungen 

zur Führungsaufsicht 
von VOLKER MEINBERG 

b. Fa kraft Gesetzes 

HiHen zur Selbsthilfe:;:;:;: 
anbieten kann und daß~{:~ 
Persönlichkeit sveränder- :;:;:;: 
ungen in jedem Fall nur~:}~ - bei Anordnung der Aus­
unter Opfern , also unter;:;:;:; s~tzung d~r ~o 11 s t r~ckung 
Zurückstellung von kurz-::;:;:; e 1 ner fre 1 he 1 tsentz 1 ehen­
fristig zu erlangenden::::::: de~ Maßre~el . (z.B.Unte~ -
Vortei len zu erreichen::;:;:; b r 1 ~gung 1 n e 1 nem psych I-
sind . -"Romkopf- :}~: atr1:chen Krankenhaus), 

·:-:-:-:-:-:-:-:-:::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::-:::::-:::::::·::~::: - be 1 Ent 1 assung aus der 
:-:-:-:-:-:-:-:-:-:-:-:-:-:-:-:-:-:-:-:-:-:-:-:-:-:-:-:-:-:·:·:-:-:-:-:-:-:-:-:-:-:-:· S i c he r ung s verwahr ung nach 

Das Institut der Füh- der Höchstfrist von 10 
rungsaufsicht existiert 
seit 1975. Aufgabe dieser 
Maßregel der Besserung 
und Sicherung ist es,auch 
Tätern mit vielfach 
schlechte r Sozial prognose 
und auch solchen der 
Schwerkriminalität nach 
StrafverbüBung oder im 
Zusammenhang mit einer 
frei he i tsertz i ehenden Maß­
regel eine Lebenshilfe 
für den Übergang von der 
Freiheitsentziehung in 
die Freiheit zu geben und 
sie dabei zu f.üh ren und 
zu überwachen. Vorläufer 
der Führungsaufsicht war 
das Institut der Polizei­
aufsicht,das sich aber in 
einer reinen Überwachung 
erschöpfte. 

Die Führungsaufsicht 
ist geregelt in den §§67b 
- 68 f StGB. 

Es gibt zwe i 
dungsf3l le der FA: 

Am-Jen-

a.FA kraft richterl i · 
eher Anordnung bei Straf­
tätern,die mehrfach rück­
f2ll ig geworden sind,oder 
die bestimmte rückfall­
trächtige De l i k te begangen 
haben . Die Anordnung ist 
in diesem Falle in das 
Ermessen des Richters ge­
legt. Voraussetzung ·ist 
stets eine schlechte Pro­
gnose . 

Jahren, 
-bei Entlassung Verur­
teilter nach Vollverb~s-
sung von mindestens 2Jah­
ren Freiheitsstrafe. 

ln diesen F~ ll en kann 
der Richter ledig! ich in 
Ausnahmef~llen das Nicht­
eintreten der FA fest­
stellen. 

ln jedem Fall v~i rd 
durch richterlichen Be-
schluß die Dauer der FA, 
die zwischen 2 und 5 Jah-
ren betragen kann, sowie 
ein Katalog von Heisungen 
festgel egt .Di e Weisungen, 
die der Proband zu befol­
gen hat betreffen in der 
Rege·l den 'i/ohnort- und 
Arbeitsplatzwechse l, wie 
dies auch bei Bewährungs ­
beschlUssen üblich ist . 

Dem Probanden wird 
schließlich ein Bew3h­
rungshel fer beigeordnet. 
Dieser betreut ihn für die 
Zeit der FA;seinen Anord­
nungen muß der Proband 
folgen . 

'.~äh rend der FA-Zeit 
untersteht der Proband 
somit dem Bewährungshel­
fer, aber auch der sog. 
FA-S telle, die bei den 
Justizverwaltungen der 
Länder angesiedelt ist. 
Dieser FA-Stelle erstat­
tet der Bew?hrun~shelfer 
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auch regelm~ßig Bericht, 
sie kann aber auch selbst 
Kontakt zum Probanden auf-
nehmen. 

Die .'l.ufgaben der FA- Stel­
l e 1 legen in der Hilfe 
und Betreuung für den Pro­
banden e inerse its und 
seiner ~berwachung ande· 
rerseits.Die unmittelbare 
Betreuung wird in der Re­
gel durch den Bew3hrungs­
helfer wahrgenommen. Er 
muß aber im Einvernehmen 
mit der FA-Stelle handeln. 
Je nach der (sehr unter­
schied! ichen) Auffassung 
von dem Institut der FA 
in den ve rschiedenen Bun· 
desl3ndern greift aber 
auch die FA-Stelle selbst 
direkt in die Betreuung 
ein. Dies i st 0'-iufig er­
folgversprechender als 
dieArbeitder Bew?.hrungs ·­
helfer, da die Justizver­
waltungsbeamten in den 
FA- Stellen im innerbe­
h?rdl ichen Verkehr u. U. 
durchsetzungsfÄhiger sind. 

An erster Stelle der 
Hilfst~tigkeiten stehen 
die Vermittlung von Ar­
beit und Wohnung . 

Für die Überwachung des 
Probanden i~t die Füh­
rungsaufsichtsstelle i ~ 
Einvernehmen mit dem Ge­
richt und mit Unterstüt­
zung des Bew~h~ungshel­
fers zuständig. Die Über­
wachung erfolgt durch 
persön liche Gespräche 
oder Unterrichtung, durch 
die Auswertung der Be· 
richte des Bew~hrungshel­
fers und durch die Regi­
strierung bekanntgeworde­
ner neuer Ermittlungs-
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und Strafverfahren gegen 
den Probanden . 

Sei Verstoß gegen die 
~eisungen bzw. bei Auf -
sichtsentzie,ung durch 
den Probanden, kann die 
FA-Stelle,soweit der Ver­
stoß bößwi 11 ig und beharr­
l' ch erfolgt ist, Straf­
antrag gem.§145 a StGB 
stellen. Der Proband kann 
dann in eine m Strafver· 
fahren mit bis zu e inem 
Jahr Freiheitsstrafe be­
legt ltJerden. 

Diese Sanktionsmög-
1 ichkeit war be re its von 
vornherein heftig um­
stritten. Sie wird in der 
Praxis nur selten ange­
vJandt. ln den Fällen, in 
denen ein Widerruf einer 
Strafaussetzung in Be­
tracht kommt, wird ohne­
hin eher diese Reaktion 
erfolgen, so daß darüber 
hinaus ein Strafantrag 
wenig sinnvoll w~re . Die 
Strafmöglichkeit nach § 
145 a StGB war vom Ge­
setz auch in erster Linie 

1 fü r solche Fälle vorgese­
hen worden, in denen an­
dere Sanktionsmögl ichkei­
ten nicht zur VerfUqung 
stehen (z.B. bei Vollver­
büßung). 

Di e FA nach Vollver­
bijßung von mindestens 2 
Jahren Freiheitsentzug 
stellt den inzwischen be­
deutsamsten Fall der FA 
dar. Die übrigen Anwen ­
dungsbere i ehesind wesent -
1 ich seltener. Gleichzei ­
tig ist dies aber auch 
der umstrittenste Fall 
der FA,da der Verurteilte 
trotzvoller Bul3e für sei­
ne St raftat nicht voll­
kommen frei von jeder 
staatlichen Kontrolle ge­
ste llt wird . Da in diesem 
Fa l 1 die FA auch kraft 
Gesetzes eintritt, ist 
nicht einmal eine konkret 
schlechte Prognose erfor ­
derlich; diese wi rd viel­
mehr aufgrund der Vol l­
verbü~ung quasi vermutet. 

ULi.... LICHTBLICK 
f 

Äußerst bedenklich ist 
ferner der Umstand, daß 
viele im Bereich des 
Strafvollzugs Tätigen von 
dem verhältnismäßig neuen 
Institut der FA nichts 
bzw . nicht genug wissen. So 
geschieht es noch immer 
sehr häufig,daß Gefangene 
erst nach ihrer Entlas­
sung von der eintr~tenden 
FA erfahren. Dies trifft 
insbesondere diejenigen 
Vollverbüßer sehr hart, 
die eine 2/3 Entlassung 
u.U. gerade mit dem Argu­
ment abge lehnt haben, dal3 
sie danach nicht für län­
gere Zeit unter Bewachung 
stehen wo 11 ten. Ihre En­
täuschung führt zu einer 
verständlichen Erschüt­
terung des Vertrauens in 
denstaatlichen (Hilfs-) 
Apparat,was jedem Resozi ­
alisierungsansatz zuwider· 
läuft. 

Wesentlich ist daher 
die rechtzeitige Aufklä·· 
rung entsprechend hoch 
verurte i 1 ter Gefangener·· 
zumindest zum 2/3 Zeit­
punkt - über die Möglich­
keit der FA im Falle von 
Vollverbüßung. Der Gefan­
gene kann dann mit den 
Möglichkeiten, die ihm 
durch dieses In stitut 
auch zuwachsen, vertraut 
gemacht werden und schon 
w1hrend des Vollzuges 
Kontakt zu seinem späte­
ren Bewährungshelfer auf­
nehmen . 

Hauot- und ehrenamtl i­
ehe Hitarbeiter im Straf­
vo 1 1 zug so 11 ten sieh dies­
bezüglich - auch was die 
Unterrichtung von Kolle ·· 
gen angeht - einsetzen, 
bis dieAufklärungspfl icht 
gegenüber dem Gefangenen 
geset zl ich festgelegt 
wird . 
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MITEINANDER SPRECHEN 

VoRURTEILE üBERWINDEN 

SICH VERSTÄNDIGEN 

VERANTWORTLICH HANDELN 

TALK TOGETHER 

ÜVERCOME PREJUDICES 

UNDERSTAND ONE ANOTHER 

ÄCT RESPONSIBLY 

DIALOGUER 

VAINCRE LES PREJUGES 

SE COMPRENDRE 

PRENDRE SES RESPONSABILITES 
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